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Redaktionelle Hinweise 
 
Grundsätzlich werden in diesem Bericht zum besseren Verständnis für die zitierten Rechtsquellen die  
jeweils zum Zeitpunkt der Abfassung des Prüfungsberichts gültigen Fassungen im Abkürzungsverzeichnis 
oder in den Fußnoten genannt.  
 
Soweit im Bericht nicht anders angegeben, wurden bei der Prüfung die im jeweiligen Prüfungszeitraum 
(Abschluss-/Berichtsjahr) oder hilfsweise die zum Zeitpunkt der örtlichen Erhebungen geltenden, mithin 
ggf. frühere als die im Abkürzungsverzeichnis genannten Fassungen, zugrunde gelegt. Wesentliche  
Abweichungen zwischen den bei der Prüfung angewandten und den zum Zeitpunkt der  
Berichtsausfertigung geltenden Rechtsständen, soweit diese für die Beurteilung von Bedeutung sind, 
werden im Bericht erläutert. Soweit die für das Abschluss-/Berichtsjahr geltenden Rechtsstände in der 
Paragrafenfolge und/oder hinsichtlich der materiellen Inhalte von den aktuellen Rechtsständen  
abweichen, sind die früher geltenden Vorschriften im Text mit „a. F.“ (alte Fassung) gekennzeichnet.  
 
Im Allgemeinen wird für die Darstellung der Tabellen und Zahlen das Tabellenkalkulationsprogramm 
Microsoft Excel verwendet. Der Übersichtlichkeit halber sind abweichend von der Darstellung in  
Schlussberichten auf der örtlichen Ebene die Beträge im Bericht auf Basis von Tausend, Millionen oder 
Milliarden angegeben. Hieraus können Rundungsabweichungen resultieren. Im Weiteren sind die Beträge 
ohne Rücksicht auf die Endsumme gerundet. Das Ergebnis der Summen einzelner Zahlen kann deshalb 
geringfügig von der Endsumme abweichen. 
 
In diesem Bericht wird grundsätzlich auf geschlechtsspezifische Bezeichnungen verzichtet. Soweit zur 
besseren Verständlichkeit ein generisches Maskulinum verwendet wird, sind immer alle  
Geschlechtsidentitäten mitgemeint. Die Verwendung der maskulinen Form dient alleine der besseren 
Lesbarkeit und beinhaltet keine Wertung. 
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Abkürzungsverzeichnis 

Abs. Absatz 

AdöR Anstalt des öffentlichen Rechts 

AG Aktiengesellschaft 

BGBl. Bundesgesetzblatt 

BRH Bundesrechnungshof 

EGZ Eingliederungszuschuss 

ERP(-Verfahren) Enterprise-Resource-Planning (DV-Verfahren zur Steuerung des Rech-
nungswesens und wesentlicher Geschäftsprozesse eines  
Unternehmens bzw. einer Gebietskörperschaft) 

e. V. eingetragener Verein 

ff. fortfolgend 

GemHVO Gemeindehaushaltsverordnung in der Fassung vom 2. April 2006 (GVBl. 
I. S. 235), zuletzt geändert durch Verordnung vom 22. Februar 2024 
(GVBl. Nr. 6) 

GemKVO Gemeindekassenverordnung vom 27. Dezember 2011 (GVBl. I S. 830, 
berichtigt GVBl. I 2012, S. 19), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
2. Dezember 2024 (GVBl. 2024 Nr. 81) 

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

GoB Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

GVBl. Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen 

HGB Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 1897, zuletzt geändert durch Artikel 18 
des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 369) 

HGO Hessische Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Art. 1 des  
Gesetzes vom 1. April 2025 (GVBl.  2025, Nr. 24) 

HGrG Gesetz über die Grundsätze des Haushaltsrechts des Bundes und der 
Länder (Haushaltsgrundsätzegesetz) vom 19. August 1969, zuletzt ge-
ändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 21. August 2024 (BGBl. 2024  
Nr. 361) 

HKO Hessische Landkreisordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. März 2005 (GVBl. I 2005 S. 183), zuletzt geändert durch Art. 2 des  
Gesetzes vom 1. April 2025 (GVBl. 2025 Nr. 24)  

Hj. Haushaltsjahr 

HOffensivG Hessisches OFFENSIV-Gesetz vom 20. Dezember 2004 (GVBl. 2004,  
S. 488), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 28. Juni 2023 
(GVBl. S. 477) 

http://www.rv.hessenrecht.hessen.de/jportal/portal/t/1mfa/page/bshesprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=50&fromdoctodoc=yes&doc.id=VB-HE-GVBlI2011830&doc.part=D&doc.price=0.0#focuspoint
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IDR Institut der Rechnungsprüfer e. V., Köln 

IDW Institut der Wirtschaftsprüfer e. V., Düsseldorf 

IKS Internes Kontrollsystem 

JA Jahresabschluss 

Kap. Kapitel 

KJC Kommunales Jobcenter Lahn-Dill 

KoA-VV Kommunalträger-Abrechnungsvorschrift vom 25. April 2008 in der  
Fassung vom 13. Dezember 2024 (Bundesanzeiger Allgemeiner Teil 
23.12.2024 B5) 

KVKR Kommunaler Verwaltungskontenrahmen 

Nr. Nummer 

n. F. neue Fassung 

Pos. Position 

PS Prüfungsstandards 

SAP Systeme, Anwendungen und Produkte in der Datenverarbeitung  
(integriertes betriebswirtschaftliches ERP-Verfahren vorrangig für  
mittelständische bis große Unternehmen, um die einzelnen  
Unternehmensbereiche integriert zu steuern und zu verwalten) 

SGB  Sozialgesetzbuch 

SWS Schüllermann und Partner Aktiengesellschaft, Dreieich  

Tz. Textziffer 

WP Wirtschaftsprüfer / Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

v. H. von Hundert 

VV Verwaltungsvorschrift(en) 

z. B. zum Beispiel 

Ziff. Ziffer 
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1 RECHTLICHE GRUNDLAGEN, PRÜFUNGSAUFTRAG 

Nach den Vorgaben des § 112 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in Verbindung mit § 2c Abs. 2 
Satz 1 des Hessischen Offensivgesetzes (HOffensivG) und § 4 Abs. 1 der Satzung des Kommunalen Job-
centers Lahn-Dill (nachfolgend auch KJC) als Anstalt des öffentlichen Rechts des Lahn-Dill-Kreises 
(nachfolgend auch Anstalt oder AdöR) hat das KJC zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen  
Jahresabschluss, bestehend aus der Vermögensrechnung (Bilanz), der Ergebnisrechnung, der  
Finanzrechnung und dem Anhang sowie dem Rechenschaftsbericht aufzustellen. 
 
Die Aufstellung des Jahresabschlusses soll nach § 112 Abs. 5 HGO in der bis 4. April 2025 geltenden Fas-
sung in Verbindung mit § 4 Abs. 1 und § 8 Abs. 2 Nr. 2 der Satzung des KJC (nachfolgend Satzung) durch 
den Vorstand der Anstalt grundsätzlich bis zum 30. April des Folgejahres erfolgen und ist im Anschluss 
daran dem Rechnungsprüfungsamt1 zur Prüfung vorzulegen.  
 
Für den Vorstand besteht aufgrund der Bestimmungen des § 113 HGO sowie § 8 Abs. 3 Nr. 3 der Satzung 
nach Abschluss der Prüfung durch das Rechnungsprüfungsamt die Verpflichtung, den Jahresabschluss 
mit dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes dem Verwaltungsrat als Organ der Anstalt zur  
Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. 
 
Der Verwaltungsrat hat im Sinne des § 114 Abs. 1 HGO in Verbindung mit § 10 Abs. 2 Nr. 3 der Satzung 
über den vom Rechnungsprüfungsamt geprüften Jahresabschluss bis spätestens 31. Dezember des  
zweiten auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres zu beschließen und zugleich über die Entlastung des  
Vorstandes zu entscheiden. 
 
Der Abteilung Revision des Lahn-Dill-Kreises obliegt nach § 14 Abs. 1 Satz 2 der Satzung des KJC als für 
die Prüfung zuständigem Rechnungsprüfungsamt im Sinne des § 52 Abs. 2 HKO und gemäß § 128 sowie  
§ 131 Abs. 1 HGO die Prüfung des Jahresabschlusses des Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill zum  
31. Dezember 2023.  
 
Über Gegenstand, Art und Umfang sowie über das Ergebnis der Prüfung berichten wir mit diesem 
Schlussbericht, der unter Berücksichtigung der Prüfungsleitlinie „Leitlinien für die Berichterstattung bei 
kommunalen Abschlussprüfungen“ (IDR L 260) des Institutes der Rechnungsprüfer e. V. (IDR) und  
ergänzend des Prüfungsstandards (PS) 450 n. F. des Instituts der Wirtschaftsprüfer e. V. (IDW) erstellt 
wurde. Darüber hinaus wurden die weiteren einschlägigen Prüfungsleitlinien des Instituts der  
Rechnungsprüfer (IDR) beachtet. 
 

 
1 unter Anwendung von § 4 Absatz 2 der genannten Satzung  
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2 GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN 

2.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung der Anstalt 

Die Lagebeurteilung, die der Vorstand der Anstalt im Jahresabschluss und im Rechenschaftsbericht ab-
gegeben hat, ist durch das Rechnungsprüfungsamt im Rahmen einer Stellungnahme zu beurteilen. Dabei 
ist darzulegen, dass der Rechenschaftsbericht entsprechend § 51 GemHVO mit dem Jahresabschluss in 
Einklang steht und die sonstigen Angaben nicht eine falsche Vorstellung von der Vermögens-, Schulden-
, Ertrags- und Finanzlage der Anstalt erwecken. Zudem haben wir darauf einzugehen, ob die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. 

2.1.1 Verlauf der Haushaltswirtschaft und Lage der Anstalt 

Im Jahresabschluss sowie im Rechenschaftsbericht für das Haushaltsjahr 2023 wurden nach unserer 
Auffassung folgende Kernaussagen zum Verlauf der Haushaltswirtschaft und zur Lage des KJC Lahn-Dill 
getroffen: 
 
A. Das Haushaltsjahr 2023 schließt in der Ergebnisrechnung mit einem Jahresfehlbetrag von  
- 342.957,47 € ab.  
 
Davon entfallen 

auf das ordentliche Ergebnis -342.957,47 € und 

auf das außerordentliche Ergebnis 0,00 €.  
 
Prognostiziert wurde in der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2023 vom 29. November 2022 im  
Ergebnishaushalt ein ausgeglichenes Ergebnis in Saldo aus Erträgen und Aufwendungen. Die Gründe für 
den entstandenen Jahresfehlbetrag wurden im Anhang zum Jahresabschluss unter Ziff. 4.3  
(Erläuterungen der Ergebnisrechnung) aufgezeigt.  
 
B. Der nicht durch Eigenkapital gedeckte Fehlbetrag hat sich dementsprechend von 3.508.195,31 € im 
Vorjahr um den Jahresfehlbetrag auf nunmehr2 3.851.152,78 € erhöht. 

 
C. Im Berichtsjahr wurden keine Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle Vermögen und Sach-
anlagevermögen für die Anschaffung von Hardware sowie Büro- und Geschäftsausstattung getätigt. 
Demgegenüber stehen geplante Investitionen im Investitionsprogramm 2023 für den Erwerb beweglichen 
Vermögens in Höhe von 50.000,00 €.  
 
D. Der Finanzmittelbestand hat sich im Haushaltsjahr 2023 von 4.025.836,04 € zum Stichtag  
31. Dezember 2023 auf 4.170.343,06 € erhöht. 
  

 
2 Stand 31. Dezember 2023 
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E. Zum Ende des Haushaltsjahres 2023 beträgt die Eigenkapitalquote weiterhin 0,00 %. Die Anstalt weist 
seit Aufstellung der Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2012 durchgängig ein negatives  
Eigenkapital auf. 
 
F. Die aufkommensstärksten Quellen bei den ordentlichen Erträgen sind analog der Vorjahre auch in 2023 
wiederum die Erträge aus Transferleistungen sowie Kostenersatzleistungen und -erstattungen.  
Das KJC nimmt für den Lahn-Dill-Kreis (nachfolgend auch LDK) die Aufgaben zur Umsetzung des  
gesetzlichen und sozialen Auftrages des zweiten Sozialgesetzbuches (nachfolgend SGB II) als Anstalt des  
öffentlichen Rechts wahr.  
 
Die Anstalt finanziert sich aus Erträgen des Bundes und des Lahn-Dill-Kreises als Kostenträger. Der 
größte Posten bei den ordentlichen Aufwendungen sind entsprechend der Feststellungen aus den  
Vorjahren und aufgrund der genannten Aufgabenumsetzung nach dem SGB II die Transferaufwendungen, 
deren Anteil sich gegenüber dem Vorjahreswert auf nunmehr ca. 84,60 %3 der ordentlichen  
Aufwendungen erhöht hat.  
 
G. Die Anzahl der beim Kommunalen Jobcenter tatsächlich besetzten Stellen per 31. Dezember 2023  
beträgt 252,34 Vollzeitstellen gegenüber 250,11 Vollzeitstellen zum gleichen Zeitpunkt des Vorjahres. 
Das KJC weist wie in den Vorjahren an dieser Stelle in seinem Jahresabschlussbericht unter Ziff. 4.5.5 
(Stellenübersicht) ausdrücklich darauf hin, dass die Anzahl der besetzten Stellen im Jahresverlauf  
variieren und der Ausweis zum 31. Dezember eines Jahres jeweils eine Stichtagsbetrachtung darstellt.  
 
Die in 2023 entstandenen Personalaufwendungen belaufen sich auf 19.205.722,844 €.  
 

Stellungnahme: 

Die Aussagen im Jahresabschluss und im Rechenschaftsbericht geben insgesamt eine zutreffende 
Beurteilung des Verlaufs der Haushaltswirtschaft und der Lage des Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill 
im Betrachtungszeitraum wieder. 

2.1.2 Voraussichtliche Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken von  
besonderer Bedeutung 

Der Rechenschaftsbericht enthält nach unserer Auffassung folgende Kernaussagen zur künftigen  
Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken von besonderer Bedeutung für das KJC Lahn-
Dill: 
 
 
 
 
 
 

 
3 JA 2022: ca. 83,00 % 
4 Fortgeschriebener Planansatz 2023: 19.788.458,22 € 
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A. Für das Haushaltsjahr 2023 
Neben dem seit 1. Juni 2022 erfolgten Rechtskreiswechsel der hilfebedürftigen, geflüchteten Menschen 
vom Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) in das SGB II oder SGB X hat auch die allgemeine  
wirtschaftliche Entwicklung seit Mai 2022 zu einem deutlichen Anstieg der Fallzahlen im KJC Lahn-Dill 
geführt.  
 
B. Für das Haushaltsjahr 2023  
Neben dieser Fallzahlenentwicklung führten auch die Herausforderungen, die mit der Einführung des 
Bürgergeldes zum 1. Januar 2023 verbunden waren, zu einer hohen Belastung der Mitarbeitenden im KJC.  
 
Gleichwohl führt das KJC in seinem Rechenschaftsbericht aus, dass es diesem gelungen ist, sowohl die 
Einführung des Bürgergeldes als auch den Aufwand, der insbesondere mit dem Zugang der ukrainischen 
Flüchtlinge verbunden war, erfolgreich zu bewältigen.  

 
C. Für das Haushaltsjahr 2023 und die Folgejahre 
Im Jahresabschluss 2023 wird kritisch gewürdigt, dass nicht nur die Vielzahl der erfolgten Änderungen 
des SGB II seit dessen Inkrafttreten 2005, sondern auch die Rechtsprechungen der  
Sozialgerichte, das tägliche Handeln der Mitarbeitenden im KJC erschweren. 
 
Darüber hinaus auch die fehlende Planungssicherheit aufgrund politisch geplanter Maßnahmen (z.B. Ein-
führung Kindergrundsicherung, Aufgabenverlagerung der Kund*innen unter 25 Jahren zur  
Bundesagentur für Arbeit), deren tatsächliche Umsetzung jedoch nicht feststeht oder nicht erfolgt. 
 
Entgegen der im Jahresabschluss 2022 formulierten Befürchtung, dass es nach 2023 zu einer Kürzung der 
Mittel des Bundes zur Bestreitung des Verwaltungsbudgets und der Eingliederungsleistungen kommen 
könnte, wird im Rechenschaftsbericht darauf verwiesen, dass die zugewiesenen Mittel 2024 das Niveau 
aus 2023 erreichen sollten. 
 
Aufgezeigt wird jedoch auch, dass neben der unsicheren Höhe der Mittelzuweisung seitens des Bundes 
in den Folgejahren eine Beibehaltung derselben aufgrund der steigenden Aufwendungen für die Gebäu-
deunterhaltung und der erfolgten Tariferhöhungen im öffentlichen Dienst dies faktisch eine  

inflationsbereinigte Mittelkürzung darstellt, für die im Grunde nach der Lahn-Dill-Kreis als Träger der  
Anstalt einsteht.  
 

Stellungnahme: 

Die Aussagen im Rechenschaftsbericht spiegeln insgesamt die zukünftige Entwicklung sowie deren 
Chancen und Risiken von besonderer Bedeutung für die Anstalt zutreffend wider. 

Darüberhinausgehende Tatsachen, welche die Entwicklung des KJC Lahn-Dill wesentlich beeinträch-
tigen können, haben wir bei der Jahresabschlussprüfung nicht festgestellt. 
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2.1.3 Entwicklungsbeeinträchtigende oder bestandsgefährdende Tatsachen 

Im Anhang zum Jahresabschluss führt das Kommunale Jobcenter unter Ziff. 4.2.1.4 (Nicht durch  
Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag) aus, dass zum Bilanzstichtag die Summe der Schuldenposten die 
Summe der als Vermögensgegenstände auszuweisenden Beträge übersteigt. Daher wird dieser Betrag 
auf der Aktivseite der Bilanz gemäß § 25 Abs. 6 GemHVO als „Nicht durch Eigenkapital gedeckter  
Fehlbetrag“ ausgewiesen. 
 
Das KJC ist damit zum Abschlussstichtag ausweislich der Vermögensrechnung (Bilanz) rechnerisch  
weiterhin überschuldet. 
 
Auf die uneingeschränkte Gewährträgerhaftung des Lahn-Dill-Kreises als zugelassener kommunaler  
Träger für die Verbindlichkeiten der Anstalt gem. § 2c Abs. 5 HOffensivG weisen wir an dieser Stelle  
entsprechend unserer Ausführungen in den Vorjahren hin. 
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3 GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG 

3.1 Gegenstand und Ziel der Prüfung 

Aufstellung, Inhalt und Ausgestaltung der Buchführung und des Jahresabschlusses liegen in der  
Verantwortung des Vorstandes der Anstalt öffentlichen Rechts. 
 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der durchgeführten pflichtgemäßen Prüfung ein Urteil über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung, über den Rechenschaftsbericht sowie über die 
Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft abzugeben.  
 
Dazu haben wir die Buchführung, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2023, bestehend aus  
Vermögensrechnung (Bilanz), Ergebnisrechnung, Finanzrechnung, den Teilrechnungen sowie dem  
Anhang und den Rechenschaftsbericht für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2023 auf 
die Beachtung der für die Rechnungslegung jeweiligen gesetzlichen Regelungen (HGO, GemHVO und 
GemKVO) einschließlich der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung geprüft.  
 
Der Jahresabschluss 2023 wurde durch den Vorstand des KJC am 29. April 2024 aufgestellt und liegt uns 
seit 18. Juli 2025 prüfungsfähig vor.  
 
Nach § 128 Abs. 1 HGO ist der Jahresabschluss mit allen Unterlagen daraufhin zu prüfen, ob 

1. der Haushaltsplan eingehalten ist, 

2. die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch vorschriftsmäßig begründet und  
belegt sind, 

3. bei den Erträgen, Einzahlungen, Aufwendungen und Auszahlungen sowie bei der Vermögens- 
und Schuldenverwaltung nach den geltenden Vorschriften verfahren worden ist, 

4. die Anlagen zum Jahresabschluss vollständig und richtig sind, 

5. der Jahresabschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Anstalt darstellt, 

6. der Rechenschaftsbericht eine zutreffende Vorstellung von der Lage der Anstalt vermittelt. 

Prüfungsgegenstand waren damit der aufgestellte Jahresabschluss zum 31. Dezember 2023 und der  
aufgestellte Rechenschaftsbericht für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2023 des  
Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill. 
 
Die Jahresabschlussprüfung umfasst neben der Prüfung der Buchführung des Jahresabschlusses und 
des Rechenschaftsberichts auch die Prüfung der Einhaltung des Haushaltsplans, die Einhaltung der  
maßgebenden Vorschriften für den Haushaltsvollzug sowie die Beurteilung der Zweckmäßigkeit und  
Wirtschaftlichkeit der Aufgabenwahrnehmung. Unsere Abschlussprüfung ist daher auch auf die Prüfung 
der Ordnungsmäßigkeit der Verwaltung und der Haushaltswirtschaft im Berichtsjahr ausgerichtet (§ 131 
Abs. 1 Nr. 4 HGO). 
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Im Rahmen des gesetzlichen Prüfungsauftrags wurden die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften und 
der sie ergänzenden Satzungs- und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen über die Haushaltsplanung, 
einzelne Posten der Vermögens-, Finanz- und Ergebnisrechnung, den Vollzug des Haushaltsplans, den 
Jahresabschluss und den Rechenschaftsbericht sowie die Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung geprüft. Dagegen war die Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften sowie die  
Aufdeckung und Aufklärung von Ordnungswidrigkeiten und strafrechtlicher Tatbestände nicht  
Gegenstand der Prüfung des Jahresabschlusses und des Rechenschaftsberichts. 

3.2 Art und Umfang der Prüfung 

Wir haben die Prüfung nach dem risikoorientierten Prüfungsansatz in Anlehnung an die in den  
Prüfungsleitlinien und Prüfungshilfen des Instituts der Rechnungsprüfer e. V. (IDR) niedergelegten 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
 
Diese Grundsätze erfordern es, die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass ein hinreichend  
sicheres Urteil darüber abgegeben werden kann, ob die Buchführung, der Jahresabschluss und der  
Rechenschaftsbericht frei von wesentlichen Fehlaussagen und Mängeln sind.  
 
Gemäß dem risikoorientierten Prüfungsansatz haben wir eine Prüfungsplanung durchgeführt. Diese  
Prüfungsplanung wurde auf der Grundlage von Auskünften der Verantwortlichen der AdöR und erster  
analytischer Prüfungshandlungen sowie einer grundsätzlichen Beurteilung des rechnungslegungsbezo-
genen internen Kontrollsystems erstellt.  
 
Darauf aufbauend wurde ein prüffeldbezogenes risikoorientiertes Prüfungsprogramm entwickelt, das auf 
der Grundlage der festgestellten prüffeldbezogenen Risikofaktoren unter Einbeziehung der Beurteilung 
der Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems des Kommunalen  
Jobcenters Lahn-Dill Schwerpunkte, Art und Umfang der Prüfungshandlungen festlegt. 
 
Die Abschlussprüfung schließt eine stichprobengestützte Prüfung der Nachweise für die Bilanzierung und 
die Angaben im Jahresabschluss und im Rechenschaftsbericht ein. Sie beinhaltet die Prüfung der  
angewandten Bilanzierungs-, Bewertungs- und Gliederungsgrundsätze und wesentlicher Einschätzungen 
des Vorstands der Anstalt sowie eine Beurteilung der Gesamtaussage des Jahresabschlusses und des 
Rechenschaftsberichts. 
 
Die Prüfungshandlungen waren darauf ausgerichtet, dass Unrichtigkeiten und Unvollständigkeiten sowie 
Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften, die sich auf die Darstellung des den tatsächlichen  
Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, 
mit hinreichender Sicherheit erkannt werden konnten. 
 
Gegenstand der Prüfungshandlungen im Rahmen der Prüfung des Rechenschaftsberichts waren die  
Vollständigkeit und Plausibilität der Angaben. Die Angaben sind unter Berücksichtigung der im Verlauf 
der Abschlussprüfung gewonnenen Erkenntnisse beurteilt worden, ob sie im Einklang mit dem  
Jahresabschluss stehen, insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des KJC Lahn-Dill vermitteln und 
die voraussichtliche Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken von besonderer  
Bedeutung zutreffend darstellen.  
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Die Prüfung umfasste Systemprüfungen, analytische Prüfungshandlungen und Einzelfallprüfungen. Art 
und Umfang sowie die Ergebnisse der Prüfungshandlungen wurden in unseren Arbeitspapieren  
dokumentiert. Bei erforderlichen Einzelfallprüfungen haben wir Stichproben in bewusster Auswahl  
gezogen. Soweit wir zur Beurteilung der Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns 
im bzw. für das Berichtsjahr fachliche Prüfungen einzelner Aufgaben- bzw. Geschäftsbereiche der  
Verwaltung durchgeführt haben, sind berichtsrelevante Erläuterungen dazu unter den Feststellungen zur 
Haushaltswirtschaft (Tz. 5) enthalten. 
 
Art, Umfang und zeitlicher Ablauf der einzelnen Prüfungshandlungen sowie der Einsatz der Mitarbeiter 
wurden unter Berücksichtigung der Risikoeinschätzung sowie der Wesentlichkeit bestimmt. Die Prüfung 
des Jahresabschlusses 2023 erfolgte mit Unterbrechungen in der Zeit von September 2025 bis Januar 
2026 durch die Prüfer Stefan Kraft und Martin Ruhe.  
 
Ausgangspunkt der Prüfung war der von uns geprüfte und am 18. März 2025 mit einem uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk versehene Vorjahresabschluss zum 31. Dezember 2022 des Kommunalen  
Jobcenters Lahn-Dill. 
 
Alle erbetenen Aufklärungen und Nachweise wurden durch den Vorstand des KJC Lahn-Dill und den von 
ihm benannten Mitarbeitenden erteilt.  
 
Der Vorstand des KJC hat die Vollständigkeit des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2023 am  
16. März 2026 schriftlich bestätigt. Er hat hierin ferner erklärt, dass der Rechenschaftsbericht alle we-
sentlichen Gesichtspunkte für die Beurteilung der Lage der Anstalt enthält. 
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4 FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG 

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

4.1.1.1 Buchführung 

Die Bücher der Anstalt werden unter Berücksichtigung von § 4 der Satzung nach den Grundsätzen der 
doppelten Buchführung in Kommunen (Doppik) geführt. Es gelten die einschlägigen Vorschriften des  
VI. Teils der Hessischen Gemeindeordnung (HGO), der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) und 
der Gemeindekassenverordnung (GemKVO). 
 
Nach den Feststellungen gewährleistet der auf der Grundlage des Kommunalen Verwaltungskontenrah-
mens (KVKR) erstellte und im Berichtsjahr angewandte Kontenplan eine klare und übersichtliche  
Ordnung des Buchungsstoffes. 
 
Die stichprobenhaft geprüften Geschäftsvorfälle wurden vollständig, fortlaufend und zeitgerecht erfasst; 
die Belege wurden ordnungsgemäß verarbeitet, ausreichend erläutert und übersichtlich abgelegt. Der 
Jahresabschluss wurde aus der Buchführung zutreffend entwickelt und aufgestellt.  
 
Die bis zum Jahresabschluss 2018 bestehende Beanstandung, dass im Bereich der Forderungen,  
insbesondere aufgrund der aus dem Zeitraum vor 2012 zu übernehmenden Alt-Ansprüche in das SAP-
System und der zu geringen Anzahl an Beschäftigten im Aufgabengebiet Forderungsmanagement, keine 
vollständige, zeitgerechte und geordnete Erfassung und Buchung der entsprechenden Geschäftsvorfälle 
erfolgte, war insbesondere Gegenstand der bis einschließlich des Haushaltsjahres 2019 geprüften  
Jahresabschlüsse seitens des von uns zur Unterstützung beigezogenen Wirtschaftsprüfers (SWS Schül-
lermann und Partner AG). 
 
Aufgrund der vom KJC ergriffenen Maßnahmen (Ausweitung des Personals im Forderungsmanagement, 
Erstellung einer internen Verfahrensanweisung) und einer Optimierung des Forderungsmanagements  
innerhalb des KJC, um einen zeitnahen Forderungseinzug zu erreichen, ergaben unsere  
Prüfungshandlungen im Rahmen des vorliegenden Jahresabschlusses 2023 und die getroffenen  
Feststellungen keinen Anlass für die Annahme, dass das Forderungsmanagement und Mahnwesen des 
KJC Lahn-Dill einen zeitnahen und effektiven Forderungseinzug nicht gewährleistet. 
 
Gleichwohl möchten wir an dieser Stelle darauf hinweisen, dass unsere Prüfungshandlungen zum Jah-
resabschluss 2023 auch nur einen Teil des Aufgabenbereiches „Forderungsmanagement“  
abdecken können. Eine umfangreichere Prüfung zu dieser Thematik, die auch das Verfahren und die  
Einhaltung der Formvorschriften nach der bestehenden Dienstanweisung Stundung, Niederschlagung 
und Erlass von Forderungen eingehend betrachtet, ist unsererseits als Fachprüfung5 im Rahmen der Jah-
resabschlussprüfung 2024 des KJC Lahn-Dill vorgesehen.  

 
5 Ausführungen zu Fachprüfungen siehe Ziffer 5.4 zur Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit im Berichtsjahr  
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Das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem der AdöR gewährleistet nach unseren anhand 
von Stichproben gewonnen Erkenntnissen eine vollständige, richtige und zeitnahe Erfassung,  
Verarbeitung und Aufzeichnung der Daten der Rechnungslegung. Die Bestandsnachweise der  
Vermögensgegenstände, des Eigenkapitals, der Sonderposten, der Schulden und der  
Rechnungsabgrenzungsposten sind erbracht.  
 
Zur Ordnungsmäßigkeit und Sicherheit der rechnungslegungsrelevanten IT-Systeme verweisen wir  
ergänzend auf die nachfolgenden Feststellungen unter Ziff. 4.1.1.3. 
 

Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach den Feststellungen im  
Rahmen unserer Prüfung den gesetzlichen Vorschriften, den sie ergänzenden satzungsrechtlichen und 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen. Die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen 
Informationen gewährleisten eine ordnungsmäßige Abbildung in Buchführung und Jahresabschluss.  

4.1.1.2 Ordnungsmäßigkeit und Sicherheit der finanzrelevanten IT-Systeme 

Die Buchführung erfolgte im geprüften Haushaltsjahr seitens der Anstalt weiterhin mit dem  
ERP-Verfahren SAP der SAP SE mit Sitz in Walldorf. Im Einsatz befindet sich entsprechend der  
Ausführungen im Vorjahr zum Zeitpunkt der Prüfung (2025) unverändert die Programmversion SAP ERP 
2006 [Release ERP 6.0 (mit EHP 8)]. Das eingesetzte Produktivsystem wird bei der ekom21  
- KGRZ Hessen -, Gießen, gehostet. 

Produktiv genutzt werden zum Prüfungszeitpunkt die Module / Funktionen Finanzbuchhaltung (FI) mit  
Anlagenbuchhaltung (FI-AA) sowie Controlling (CO).  
 
Bereits in unseren Ausführungen an dieser Stelle im Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlus-
ses 2022 hatten wir darauf hingewiesen, dass SAP den Regel-Support für diese Programmversion mit Ab-
lauf des Kalenderjahres 2027 einstellt und eine verlängerte Wartung seitens der Kunden vermutlich nur 
noch bis Ende 2030 in Anspruch genommen werden kann. 
 
Entsprechend bestand die Absicht der Verantwortlichen, spätestens zum 1. Januar 2028 auf den neuen 
Standard SAP S/4 HANA umzustellen. Mit der Systemmigration wird Angabe gemäß auch die Umstellung 
der bisherigen Finanzrechnung von der indirekten auf die direkte Version entsprechend den Vorgaben des 
§ 47 Abs. 1 GemHVO vollzogen (vgl. dazu auch die Feststellungen zu Ziff. 4.3.3). 
 

Nach der uns gegebenen Auskunft des KJC und den vorgelegten Unterlagen ist die Anstalt im Verlauf des 
Jahres 2025 in das Projekt der erforderlichen Softwareumstellung eingestiegen. 

Entsprechend des Kreisausschusses des Lahn-Dill-Kreises hat auch das KJC die Firma Nagarro ES 
GmbH6 mit der erforderlichen Unterstützung bei der Umstellung auf den neuen Standard SAP S/4 HANA 
beauftragt. 

 
6 Leistungsvertrag vom 16. September 2025 
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4.1.1.3 Inventur und Inventar 

Gemäß § 108 Absatz 3 HGO in Verbindung mit § 35 Absatz 1 GemHVO ist die Anstalt verpflichtet, für den 
Schluss eines jeden Haushaltsjahres (Jahresabschluss) Grundstücke, Forderungen und Schulden, den 
Betrag des baren Geldes sowie die sonstigen Vermögensgegenstände genau zu verzeichnen und dabei 
den Wert der einzelnen Vermögensgegenstände und Schulden anzugeben (Inventar). Die körperlichen 
Vermögensgegenstände sind grundsätzlich durch eine körperliche Bestandsaufnahme (Inventur) zu  
erfassen, soweit nicht nach § 36 Abs. 2 GemHVO durch ein anderes, GoB-konformes Verfahren gesichert 
ist, dass der Bestand nach Art, Menge und Wert festgestellt werden kann.  
 
Nr. 3 der Hinweise zu § 36 GemHVO bestimmt, dass die Buchbestände der Anlagenbuchhaltung  
regelmäßig, typischerweise in einem drei- bis fünfjährigen Rhythmus, mit den tatsächlich vorhandenen 
Vermögensgegenständen des Anlagevermögens abzustimmen sind. 
 
Für geringwertige Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens sowie für Roh-, Hilfs- und  
Betriebsstoffe, für die in der Bilanz ein Festwert angesetzt wurde, ist nach § 35 Abs. 2 GemHVO in der 
Regel alle drei Jahre eine körperliche Bestandsaufnahme durchzuführen.   
 
Nach Nr. 2 der Hinweise zu § 35 der GemHVO ist eine Inventuranweisung erforderlich, um eine  
ordnungsgemäße Inventur zu gewährleisten, die vom Vorstand des Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill zu 
erlassen ist.  
 

Die an dieser Stelle im Rahmen des Jahresabschlusses 2022 formulierte  
Erwartung, dass das KJC zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Inventur eine Inventuranweisung 
nach Nr. 2 der Hinweise zu § 35 GemHVO bis zum Ende des Haushaltsjahres 2025 erstellt, sind die 
Verantwortlichen der Anstalt im Juli 2025 nachgekommen. 
 
Die Einhaltung und Umsetzung derselben zur einheitlichen und ordnungsgemäßen Erfassung der  
Vermögensgegenständen und Schulden werden wir im Rahmen der Prüfungen der Jahresabschlüsse 
ab 2025 nachhalten.  

4.1.2 Jahresabschluss 

Die Vermögensrechnung7 (Bilanz; Muster zu § 49 GemHVO), die Ergebnisrechnung (Muster zu § 46 
GemHVO) und die Finanzrechnung (Muster zu § 47 Abs. 2 GemHVO) sowie die Teilergebnis- und  
Teilfinanzrechnungen (Muster zu § 48 Abs. 1 GemHVO) entsprechen in ihrer Gliederung den genannten 
gesetzlichen Vorschriften und den durch § 60 GemHVO vorgegebenen Mustern.  
 
Die Prüfung, dass die vorgelegte Vermögens-, Ergebnis- und Finanzrechnung aus den Daten der  
Buchführung des Haushaltsjahres 2023 korrekt abgeleitet wurden, ergab keine Beanstandungen. 
 
Die Vermögensgegenstände, die Schulden sowie das Eigenkapital, die Rechnungsabgrenzungsposten 
wurden nach den gesetzlichen Bestimmungen sowie den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 

 
7 Anpassung der Nummerierung entsprechend der Bilanzstruktur des KJC 
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(§§ 38 ff. GemHVO) angesetzt und bewertet. Für erkennbare Risiken wurden Rückstellungen in  
ausreichendem Maße gebildet.  
 

Zusammenfassend kommen wir zu dem Ergebnis, dass der Jahresabschluss zum  
31. Dezember 2023 ordnungsgemäß aus der Buchführung und den weiteren geprüften Unterlagen  
abgeleitet worden ist und den gesetzlichen Vorschriften, den sie ergänzenden satzungsrechtlichen  
Regelungen und den sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen entspricht. 

4.1.3 Anhang und weitere Anlagen zum Jahresabschluss 

Gemäß § 112 Abs. 4 HGO in Verbindung mit § 52 GemHVO hat die Anstalt dem Jahresabschluss als  
Anlagen beizufügen 

1. einen Anhang, in dem die wesentlichen Posten des Jahresabschlusses zu erläutern sind, mit 
Übersicht über das Anlagevermögen, die Forderungen, die Rückstellungen und die  
Verbindlichkeiten als Anlagen sowie  

2. eine Übersicht über die in das folgende Jahr zu übertragenden Haushaltsermächtigungen. 

Die inhaltlichen Anforderungen an den Anhang ergeben sich aus § 50 Abs. 1 GemHVO. Danach sind in 
diesem zunächst die wesentlichen Posten der Vermögensrechnung, der Ergebnisrechnung und der  
Finanzrechnung zu erläutern (§ 50 Abs. 1 GemHVO). Zusätzlich sind im Anhang insbesondere anzugeben, 
die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, die Haftungsverhältnisse, soweit diese nicht 
in der Bilanz auszuweisen sind und Sachverhalte, aus denen sich finanzielle Verpflichtungen ergeben 
können (§ 50 Abs. 2 GemHVO) 
Der vorgelegte Anhang wurde auf das Vorhandensein der in § 50 GemHVO genannten (Mindest-)Angaben 
geprüft. 
 

Zur Vollständigkeit der Anhangsangaben ergaben sich keine Feststellungen. 

 
Das Kommunale Jobcenter Lahn-Dill weist im Anhang unter den Erläuterungen zur Vermögensrechnung 
betreffend der Bilanzposition Eigenkapital (Ziff. 4.2.2.1) darauf hin, dass die Anstalt bereits seit der  
Aufstellung der Eröffnungsbilanz ein negatives Eigenkapital aufweist und als unterfinanziert gilt.  
 
Für nicht anderweitig gedeckte Verbindlichkeiten haftet der Lahn-Dill-Kreis als Anstaltsträger  
unbeschränkt; die Gewährträgerhaftung des Lahn-Dill-Kreises ergibt sich aus § 2c Abs. 5 des Hessischen 
Offensivgesetzes (OffensivG) vom 20. Dezember 2004, zuletzt geändert durch das Gesetz vom 28. Juni 
2023 (GVBl. S. 477). Danach tragen die zugelassenen kommunalen Träger der Grundsicherung nach dem 
SGB II die Kosten der Wahrnehmung dieser Aufgaben durch die Anstalt öffentlichen Rechts und haften 
insoweit für die Verbindlichkeiten der Anstalt als Gewährträger. 
 
Eine korrespondierende Anhangsangabe seitens des Kreisausschusses des Lahn-Dill-Kreis ist in   
dessen aufgestellten Jahresabschluss zum 31. Dezember 2023 erfolgt.  
 
Ferner haben wir die dem Jahresabschluss nach § 112 Abs. 4 HGO und § 52 GemHVO beizufügenden 
Anlagen zum Anhang (Übersichten) auf Vollständigkeit geprüft.  
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Der Anhang enthält die gemäß § 50 GemHVO notwendigen Angaben und Erläuterungen der  
Vermögens-, der Ergebnis- und der Finanzrechnung, insbesondere die von der Anstalt angewandten 
Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze und die sonstigen Pflichtangaben.  
 
Hinsichtlich der dem Anhang nach § 112 Abs. 4 HGO beizufügenden Anlagen, beinhaltet erstmals  
der Jahresabschluss 2023, die nach § 112 Abs. 4 Nr. 2 HGO erforderliche Übersicht der in das folgende 
Haushaltsjahr zu übertragenden Haushaltsermächtigungen (§ 21 GemHVO). 
 
Entsprechend wird festgestellt, dass die dem Anhang beigefügten Übersichten den gesetzlichen  
Vorgaben entsprechen und vollständig sind.  

4.1.4 Rechenschaftsbericht 

Der Rechenschaftsbericht ist nach § 112 Abs. 3 HGO in Verbindung mit § 51 GemHVO zwingender  
Bestandteil der kommunalen Rechnungslegung und diesem Schlussbericht zusammen mit dem  
Jahresabschluss der Anstalt öffentlichen Rechts beigefügt. 
 
Im Rechenschaftsbericht hat diese gemäß § 51 Abs. 1 GemHVO den Verlauf der Haushaltswirtschaft im 
Berichtsjahr und ihre Lage unter dem Gesichtspunkt der Sicherung der stetigen Erfüllung der Aufgaben 
so darzustellen, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt wird. Dabei 
sind die wesentlichen Ergebnisse des vorgelegten Jahresabschlusses und erhebliche Abweichungen der 
Jahresergebnisse von den Haushaltsansätzen zu erläutern. Zudem ist eine Bewertung der  
Abschlussrechnungen vorzunehmen.  
 
Ferner soll der Rechenschaftsbericht nach § 51 Abs. 2 GemHVO Angaben enthalten über 

1. den Stand der Aufgabenerfüllung mit Zielsetzungen und Strategien, 

2. Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Ende des Haushaltsjahres eingetreten sind, 

3. die voraussichtliche Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken von besonderer 
Bedeutung; zugrundeliegende Annahmen sind anzugeben, und 

4. wesentliche Abweichungen zwischen geplanten und tatsächlich durchgeführten Investitionen 
des Haushaltsjahres. 

Der vorgelegte Rechenschaftsbericht wurde auf das Vorhandensein der in § 51 GemHVO genannten  
(Mindest-)Inhalte geprüft. 

Es wird festgestellt, dass der Rechenschaftsbericht (Kapitel 6. des Jahresabschlusses - Anlage zu  
diesem Schlussbericht) alle in § 51 Abs. 1 und Abs. 2 GemHVO geforderten Angaben und Darstellungen 
enthält. Er entspricht nach den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in allen wesentlichen  
Belangen den gesetzlichen Vorschriften.  

Die Prüfung ergab ferner, dass der Rechenschaftsbericht 

1. mit dem Jahresabschluss sowie den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen im Einklang 
steht, 
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2. insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage der Anstalt zum Zeitpunkt der Aufstellung 
des Jahresabschlusses vermittelt und 

3. die voraussichtliche Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken von  
besonderer Bedeutung zutreffend darstellt. 

 
Uns sind keine nach Schluss des Haushaltsjahres eingetretenen Vorgänge von besonderer Bedeutung 
bekannt geworden, über die zu berichten wäre. 

4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Der Jahresabschluss vermittelt insgesamt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger  
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und  
Ertragslage des KJC Lahn-Dill.  

4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen 

Von Erläuterungen zu den Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen wurde an dieser Stelle abgesehen, 
da sie nicht zum Verständnis der Gesamtaussage des Jahresabschlusses erforderlich sind. Wir verweisen 
insoweit auf die weitergehenden Angaben und Aufgliederungen im Anhang zum Jahresabschluss. 

4.2.3 Änderungen in den Bewertungsgrundlagen 

Eine Änderung der angewandten Bewertungsmethode von Altforderungen (Pauschalwertberichtigungen) 
dahingehend, dass alle Forderungen aus Vorjahren einheitlich mit 20 % pauschalwertberichtigt werden, 
wurde nachvollziehbar begründet seitens des KJC ab dem Jahresabschluss 2021 vorgenommen. Über 
diese Änderung hatten wir an dieser Stelle bereits in den Schlussberichten zu den Jahresabschlüssen 
2021 und 2022 informiert. 
 
Die nach § 50 Abs. 2 Nr. 1 GemHVO diesbezüglich erforderliche und von uns eingeforderte Angabe zum 
Anhang ist zwar noch nicht im Jahresabschluss 2023, jedoch im bereits aufgestellten Jahresabschluss 
20248 erfolgt.  

 
8 Aufstellungsdatum 22. April 2025 
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4.3 Sonstige Aufgliederungen und Erläuterungen zu den einzelnen Rechnungen des Jahresab-
schlusses 

4.3.1 Vermögensrechnung 

In der Vermögensrechnung (Bilanz) wird der Bestand der Vermögensgegenstände und Schulden sowie 
des Eigenkapitals, der Rückstellungen, Verbindlichkeiten und der Rechnungsabgrenzungsposten der  
Anstalt stichtagbezogen abgebildet, wobei die Aktivseite die Mittelverwendung und die Passivseite die 
Mittelherkunft darstellen. Die Gliederung der Bilanz erfolgt nach aufsteigender Liquidierbarkeit auf der 
Aktivseite und zunehmender Fälligkeit auf der Passivseite. 
 
Das KJC Lahn-Dill hat die Vermögensrechnung zum 31. Dezember 2023 aufgestellt. Über die Verwendung 
des Jahresergebnisses entscheidet gemäß § 2d Abs. 3 Nr. 4 OffensivG der Verwaltungsrat im Rahmen der 
Beschlussfassung über den Jahresabschluss.  
 
Zur Entstehung und Zusammensetzung des Jahresergebnisses nehmen wir in den nachfolgenden  
Erläuterungen zur Ergebnisrechnung im folgenden Abschnitt Stellung. 
 
Wir haben die formelle Richtigkeit der Vermögensrechnung anhand der Summen- und Saldenliste und 
der entsprechenden, im ERP-Verfahren hinterlegten Zuordnungen geprüft.  
 

Die so durchgeführte Prüfung ergab keine Beanstandungen. 

 
Im Übrigen verweisen wir auf die weitergehenden Aufgliederungen und Erläuterungen im Anhang und im 
Rechenschaftsbericht. 

4.3.2 Ergebnisrechnung und Teilergebnisrechnungen 

Die Ergebnisrechnung weist den Ressourcenverbrauch (Aufwand) und den Ressourcenzuwachs (Erträge) 
in einer Periode (Haushaltsjahr) aus. Durch die sachbezogene Gliederung informiert die  
Ergebnisrechnung vollständig und klar über Art, Höhe und Herkunft der im Haushalts-/Berichtsjahr  
angefallenen Erträge und Aufwendungen. 
 
Wir haben die formelle Richtigkeit der Ergebnisrechnung anhand der Summen- und Saldenliste und der 
entsprechenden, im ERP-Verfahren hinterlegten Zuordnungen bzw. Ergebnisgliederungscodes geprüft. 

Das KJC Lahn-Dill hat gemäß § 48 Abs. 1 GemHVO für jedes Produkt die Aufwendungen und Erträge in 
Teilergebnisrechnungen abgebildet. Diese wurden mit der Ergebnisrechnung abgestimmt. 
 

Die so durchgeführten Prüfungen ergaben keine Beanstandungen. 

 
Die Ergebnisrechnung des Haushaltsjahres 2023 schließt - vor Ergebnisverwendung - mit einem  
negativen Jahresergebnis von -342.957,47 € ab. Das Ergebnis entspricht dem Fehlbetrag beim  
ordentlichen Ergebnis.  
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Hinsichtlich der Verwendung und Verbuchung der Ergebnisse verweisen wir auf § 2d Abs. 3  
Nr. 4 HOffensivG, § 25 Abs. 2 und § 46 Abs. 3 GemHVO sowie die dazugehörenden Hinweise und die  
Erläuterungen dieses Berichts im Anhang zum Jahresabschluss. 
 

Das Jahresergebnis im ordentlichen Ergebnis wurde im Sinne von § 25 Abs. 2 Nr. 1 Halbsatz 1 GemHVO 
als Fehlbetrag bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ausgewiesen; er ist vorbehaltlich der  
Entscheidung des Verwaltungsrates im Rahmen des Beschlusses über den Jahresabschluss nach  
§ 25 Abs. 2 Nr. 2 GemHVO auf neue Rechnung vorzutragen. Damit erhöht sich zum 31. Dezember 2023 
der Aktivposten „Nicht durch Eigenkapital gedeckte Fehlbetrag“9 entsprechend.  

 
Im Übrigen verweisen wir auf die weitergehenden Aufgliederungen und Erläuterungen im Anhang und im 
Rechenschaftsbericht der Anstalt. 

4.3.3 Finanzrechnung und Teilfinanzrechnungen 

Die Finanzrechnung (Cashflow-Rechnung) bildet die Zahlungsströme aus den im Jahresabschluss  
erfassten Geschäftsvorfällen und damit die Liquidität der Anstalt zu einem bestimmten Zeitpunkt ab. Als 
grundlegende Kennzahl aus der Finanzanalyse stellt der (operative) Cashflow den Saldo aus Ein- und  
Auszahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit innerhalb einer Periode als  
Zahlungsmittelüberschuss oder -fehlbetrag dar. Er zeigt damit die Fähigkeit der Anstalt auf, ihre  
laufenden Aufgaben sowie die Tilgung möglicher Kredite und Investitionen aus eigenen Mitteln zu  
finanzieren. 
 
Der in der Finanzrechnung ausgewiesene Zahlungsmittelbestand am Ende des Haushaltsjahres ist die 
Differenz zwischen allen Einzahlungen und Auszahlungen des Berichtsjahres unter Berücksichtigung des 
Zahlungsmittelbestandes zu Beginn des Haushalts-/Abschlussjahres; er entspricht dem Posten „Flüs-
sige Mittel“ auf der Aktivseite der Vermögensrechnung. 
 
Das unter Bezugnahme auf § 47 Abs. 1 GemHVO in der vorherigen Fassung noch bestandene Wahlrecht, 
die Finanzrechnung nach der direkten Methode oder nach der indirekten Methode zu führen, wurde mit 
der Änderungsverordnung vom 30. Juli 2021 (GVBl S. 498) und Neuregelung in § 47 GemHVO dahingehend 
geändert, dass die Finanzrechnung ab dem Haushaltsjahr 2022 verpflichtend nach der direkten Methode 
unter Verwendung von Muster 15 zur GemHVO zu führen ist.  
 
Das Kommunale Jobcenter Lahn-Dill führt im vorliegenden Jahresabschluss 2023 die Finanzrechnung  
allerdings weiterhin nach der indirekten Methode.  
 
Bei der indirekten Methode (§ 47 Abs. 3 GemHVO) wird der Finanzmittelzufluss bzw. -abfluss aus der  
Verwaltungstätigkeit ermittelt, indem ausgehend vom Jahresergebnis der Ergebnisrechnung die nicht 
zahlungswirksamen Aufwendungen bzw. Erträge eliminiert werden.  
 
Wir haben die Finanzrechnung anhand der Summen- und Saldenliste und der entsprechenden, im ERP-
Verfahren hinterlegten Zuordnungen stichprobenhaft geprüft.  

 
9 § 25 Abs. 6 GemHVO 

http://www.wirtschaftslexikon24.com/d/kennzahl/kennzahl.htm
http://www.wirtschaftslexikon24.com/d/finanzanalyse/finanzanalyse.htm
http://www.wirtschaftslexikon24.com/e/investitionen/investitionen.htm
http://www.wirtschaftslexikon24.com/d/einzahlung/einzahlung.htm
http://www.wirtschaftslexikon24.com/d/auszahlung/auszahlung.htm
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Die so durchgeführte Prüfung ergab mit Ausnahme der folgenden Einschränkung keine Beanstandun-
gen. 
 
Als für die Prüfung nachvollziehbaren Grund, warum das KJC für 2023 und zunächst auch für die  
Folgejahre die Finanzrechnung weiterhin noch in indirekter Form und nicht im Sinne der Regelung nach 
§ 47 GemHVO darstellt, wird seitens der Anstalt im Anhang unter Ziffer 4.4 - Erläuterung der  
Finanzrechnung - zutreffend genannt, dass eine Darstellung in direkter Form mit der derzeitig  
eingesetzten Software SAP ERP 2006 weiterhin nicht möglich ist. 
 
Entsprechend unserer Ausführungen an dieser Stelle zum Jahresabschluss 2022 weisen wir auch in 
diesem Schlussbericht hinsichtlich des beabsichtigten Termins zur Migration des ERP-Verfahrens und 
damit einhergehend der Methode der Finanzrechnung auf die direkte Form auf Ziff. 4.1.1.2 dieses Be-
richtes hin.  
 
Auch wenn somit weiterhin festzustellen ist, dass die Finanzrechnung ab dem Jahr 2023 nicht den  
Vorgaben der GemHVO entspricht, hat der Verstoß auf die dargestellte Finanzlage und  
Gesamtaussage des Jahresabschlusses keine Auswirkungen, da auch die indirekte Finanzrechnung 
den Zahlungsmittelbestand am Ende des Jahres zutreffend ausweist. 

 
Die Finanzrechnung für das Haushaltsjahr 2023 schließt mit einem Zahlungsmittelbestand in Höhe von 
4.170.34,06 € ab und stimmt mit dem in der Vermögensrechnung ausgewiesenen Bestand an flüssigen 
Mitteln (Aktiva, Pos. 2.2) überein. 
 
Der für das Jahr 2023 festgestellte Zahlungsmittelüberschuss in Höhe von 144.507,02 € stellt den  
positiven Saldo aus dem Zahlungsmittelfluss aus laufender Verwaltungstätigkeit10 in 2023 dar.  
 
Die nach § 106 Abs. 1 Satz 2 HGO als Soll-Vorgabe zu bildende Liquiditätsreserve11 bei den flüssigen  
Mitteln (ohne Liquiditätskredite) ist anhand der vom Kommunalen Jobcenter für das Berichtsjahr weiter-
hin angewandten Methode der indirekten Finanzrechnung (§ 47 Abs. 3 GemHVO) nicht darstellbar.  
 
Unabhängig von unseren vorgenannten Ausführungen hinsichtlich der eigentlich verpflichtenden  
Umstellung auf die direkte Finanzrechnung zum 1. Januar 2023 ist nach unveränderter Ansicht der  
Prüfung die Bildung einer Liquiditätsreserve für die AöR aufgrund ihrer Finanzierungsstruktur -  
bedarfsgerechter Abruf der benötigten finanziellen Mittel gegenüber dem Bund und dem Lahn-Dill-Kreis 
- und der damit einhergehenden vollständigen Refinanzierung entbehrlich. 
 
 

 
10 Zahlungsmittelfluss aus Investitionstätigkeit 0 € 
11 mindestens 2 Prozent der Summe der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit nach dem Durchschnitt 
der drei dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahre 
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Es ist darauf zu verweisen, dass nach § 2c Abs. 5 des Hessischen Offensiv-Gesetzes der Lahn-Dill-Kreis 
als zugelassener kommunaler Träger der Grundsicherung nach § 6 SGB II die Kosten für die  
Aufgabenwahrnehmung trägt und insoweit auch für die Verbindlichkeiten der AöR als Gewährträger  
uneingeschränkt haftet. 
 
Der Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises ist seiner Verpflichtung, diese Gewährträgerhaftung nach § 50 
Abs. 2 Nr. 4 GemHVO in seinem Anhang zum Jahresabschluss anzugeben, erstmals mit der Aufstellung 
zum Jahresabschluss per 31. Dezember 2022 nachgekommen und hat auf seine potenzielle  
Ausgleichspflicht entsprechend hingewiesen.  
 
Im Übrigen verweisen wir auf die weitergehenden Aufgliederungen und Erläuterungen im Anhang und im 
Rechenschaftsbericht der Anstalt öffentlichen Rechts.  
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5 FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR HAUSHALTSWIRTSCHAFT 

5.1 Grundsätzliche Feststellungen 

In unsere Berichterstattung ist auch die Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft im geprüften  
Haushaltsjahr einzubeziehen. In diesem Rahmen ist eine Feststellung zu treffen, ob die  
Haushaltswirtschaft insgesamt den geltenden gesetzlichen und satzungsrechtlichen Vorschriften  
entsprochen hat, insbesondere die Festsetzungen von Haushaltssatzung und Haushaltsplan eingehalten 
wurden.  
 
Die durchgeführten Prüfungshandlungen erfolgten in Anlehnung an die Regelungen zur  
Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft, die in der Prüfungsleitlinie 720 des IDR niedergelegt sind. 
 
Wir haben uns anhand verschiedener Fragenkataloge sowie konkreter haushaltsrechtlicher Prüfungen 
ein Gesamturteil zur Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft im Berichtsjahr gebildet. 
 
In diesem Zusammenhang wurden 

▪ die haushaltswirtschaftliche Organisation, 
▪ die haushaltswirtschaftlichen Instrumente und Prozesse und 
▪ die haushaltswirtschaftliche Lage  

stichprobenhaft betrachtet, analysiert und geprüft. Auf die haushaltswirtschaftliche Lage der Anstalt wird 
im Rahmen dieses Berichtsabschnitts nur eingegangen, soweit dazu Bewertungen nicht bereits im  
Rahmen der Feststellungen zur Rechnungslegung vorgenommen wurden. 
 
Die Themenbereiche wurden anhand einer Checkliste, teilweise in Form eines Interviews, abgeprüft. 
Über die getroffenen Feststellungen, soweit diese für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der  
Haushaltswirtschaft wesentlich sind, wird unter der nachfolgenden Tz. 5.3 berichtet. 
 
Der Verwaltung des KJC haben wir nach Abschluss der Prüfungshandlungen ferner verschiedene  
Hinweise und Empfehlungen gegeben. 

5.2 Haushaltsbeschluss und Haushaltsplan 

Nach § 95 HGO in Verbindung mit § 4 Abs.1 der Satzung bildet der Beschluss über den Haushaltsplan 
(nachfolgend auch Haushaltsbeschluss) die Grundlage für die Haushaltswirtschaft der Anstalt  
öffentlichen Rechts. Er ist nach Maßgabe der HGO, der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) und 
den hierzu ergangenen Hinweisen und Erlassen für die Haushaltsführung verbindlich. 
 
Der für das Berichtsjahr 2023 ergangene Haushaltsbeschluss des Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill vom 
29. November 2022 enthält im Überblick folgende Festsetzungen: 
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Haushalts-/

Abschlussjahr 1)

Ergebnishaushalt

Ordentliches Ergebnis

Gesamtbetrag der Erträge 167.517.613 €

./. Gesamtbetrag der Aufwendungen 167.517.613 €

Saldo 0 €

Außerordentliches Ergebnis

Gesamtbetrag der Erträge 0 €

./. Gesamtbetrag der Aufwendungen 0 €

Saldo 0 €

Überschuss / Fehlbedarf (-) 0 €

Finanzhaushalt

Saldo aus Einzahlungen und Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 0 €

Gesamtbetrag der

Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 50.000 €

Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 50.000 €

Saldo 0 €

Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 0 €

Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 0 €

Saldo 0 €

Zahlungsmittelüberschuss (+) / -fehlbedarf (-) des Haushaltsjahres 0 €

Kreditermächtigung für Investitionen u. Investitionsförd.-maßnahmen

Gesamtbetrag 0 €

Verpflichtungsermächtigungen des Haushaltsjahres 0 €

Gesamtbetrag

Kredite zur Liquiditätssicherung (Kassenkredite) 0 €

Höchstbetrag  
1) Ansätze einschließlich etwaiger Veränderungen durch Nachtragshaushaltsplan 

 
Für Einzelheiten wird auf den Haushaltsbeschluss für das Berichtsjahr verwiesen.  
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Wir stellen fest, dass der Beschluss, der über den Haushaltsplan am 29. November 2022 gefasst 
wurde, alle nach § 94 HGO erforderlichen Angaben enthalten hat und seine Form den gesetzlichen 
Vorgaben entspricht.  

 
Gemäß § 92 Abs. 4 HGO soll der Haushalt in jedem Jahr in Planung und Rechnung ausgeglichen sein. Ist 
der Haushaltsausgleich nicht möglich, hat die Anstalt ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen  
(§ 92a HGO). Es ist von der Vertretungskörperschaft der Anstalt (Verwaltungsrat) zu beschließen und der 
Aufsichtsbehörde mit dem Beschluss über den Haushaltsplan vorzulegen. 
 
Der vom Verwaltungsrat gefasste Haushaltsbeschluss ist mit seinen Anlagen nach der Regelung in § 97 
Abs. 3 HGO spätestens am 30. November des Vorjahres der Aufsichtsbehörde (Regierungspräsidium  
Gießen) vorzulegen. 
 

Der am 29. November 2022 beschlossene Haushalt 2023 des Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill war 
im Ergebnis- und Finanzhaushalt ausgeglichen, womit die Aufstellung eines  
Haushaltssicherungskonzepts nicht erforderlich war. Die erforderliche Vorlage an die  
Aufsichtsbehörde (Regierungspräsidium Gießen) wurde am 30. November 2022 versandt. 
 
Von dort erfolgte mit Datum 14. Dezember 2022 die Bestätigung, dass der Haushaltsbeschluss des 
KJC für 2023 keinen genehmigungsbedürftigen Teil nach § 97a HGO enthält. 

 
Die unter Berücksichtigung der Regelung in § 97 Abs. 4 HGO erforderliche öffentliche Bekanntmachung 
des Haushaltsbeschlusses 2023 erfolgte am 14. Januar 2023 mit anschließender öffentlicher Auslegung 
des Haushaltsplanes12 bis einschließlich 24. Januar 2023. 
 
Entsprechend ist der Haushaltsplan am 25. Januar 2023 13 rückwirkend zum 1. Januar 2023 (§ 94 Abs. 3 
HGO) in Kraft getreten. Für den Zeitraum 1. Januar 2023 bis einschließlich 24. Januar 2023 bestand der 
Tatbestand der vorläufigen Haushaltsführung nach § 99 HGO. 
 
Auf Prüfungshandlungen, ob das Kommunale Jobcenter Lahn-Dill während des sehr kurzen Zeitraums 
der vorläufigen Haushaltsführung Leistungen entgegen der Restriktionen des § 99 HGO erbracht hat, 
wurde aufgrund dessen Aufgaben- und Finanzstruktur und der Prüfhandlungen der Vorjahre für 2023  
verzichtet. 

 

 
12 unter Einhaltung der Regelung in § 97 Absatz 4 Satz 1 HGO 
13 § 5 Abs. 3 HGO 
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5.3 Einzelfeststellungen zur Haushaltswirtschaft 

5.3.1 Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

Vorstand und Verwaltung des Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill sind grundsätzlich an die im  
Haushaltsplan veranschlagten Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen gebunden. Abweichungen 
von den Planansätzen lassen sich in der Praxis jedoch nicht immer vermeiden. Besteht keine  
Deckungsfähigkeit im Sinne von §§ 19 und 20 GemHVO, ist für einen Mehrbedarf nach den Regelungen 
für über- bzw. außerplanmäßige Aufwendungen bzw. Auszahlungen (§ 100 HGO) zu verfahren, sofern  
wegen der Höhe oder Folgen des Mehrbedarfs kein Nachtragsbeschluss zu erlassen ist (§ 98 HGO).  
 
Nach § 100 Abs. 1 HGO sind über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen nur zulässig, 
wenn sie unvorhergesehen und unabweisbar sind, und die Deckung gewährleistet ist. Über die Leistung 
dieser Aufwendungen bzw. Auszahlungen entscheidet der Vorstand, soweit der Verwaltungsrat keine  
andere Regelung trifft. Sind die Aufwendungen und Auszahlungen nach Umfang oder Bedeutung  
erheblich, bedürfen sie der vorherigen Zustimmung der Gemeindevertretung (hier: Verwaltungsrat); im 
Übrigen ist diese davon alsbald in Kenntnis zu setzen. 
 
Das KJC hat in seinem Haushaltsplan (Haushaltsvermerke) verschiedene Regelungen zur  
Deckungsfähigkeit von Ansätzen in den Teilergebnishaushalten aufgrund der Regelungen in der GemHVO 
und § 27 der Kommunalträger-Abrechnungsverwaltungsvorschrift (KoA-VV) festgelegt.  
 
Zur Feststellung von etwaigen, nach Anwendung der Deckungsregeln sich ergebenden Überschreitungen 
wurde ein Plan-/Ist-Vergleich auf der Ebene der Teilhaushalte durchgeführt. 
 
Die unsererseits an dieser Stelle in den vorherigen Schlussberichten zu den Jahresabschlüssen erbetene 
Regelung, eine Zuständigkeit des Vorstands oder des Verwaltungsrats zur Beschlussfassung bei  
möglicher Erheblichkeit von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Ausgaben im Sinne  
von § 100 Abs. 1 Satz 2 HGO zu fassen, ist das KJC mit dem Beschluss über den Haushaltsplan für 202514  
nachgekommen. 

5.3.1.1 Einhaltung Ergebnishaushalt 

Die Anstalt hat ihre Teilergebnisrechnungen nach den jeweiligen Produkten 

• Verwaltungskosten 
• Regel- und Mehrbedarfe 
• Kosten der Unterkunft  
• Eingliederungsleistungen 
• weitere kommunale Leistungen 

gegliedert. 
 
 

 
14 21. November 2024 
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Während die Teilergebnisrechnungen Regel- und Mehrbedarf, Kosten der Unterkunft,  
Eingliederungsleistungen und weitere kommunale Leistungen zu 100 % vom Bund oder Lahn-Dill-Kreis 
refinanziert werden und somit ausgeglichen abschließen, entspricht das Ergebnis der  
Teilergebnisrechnung „Verwaltungskosten“ dem Jahresergebnis der Ergebnisrechnung. 
 
Entsprechend weist dieses Produkt in Höhe des Jahresergebnisses einen negativen Saldo (Fehlbetrag) 
von -342.957,47 € aus.  
 
Auch unter Berücksichtigung vorzunehmender Bereinigungen im Sinne von § 100 Abs. 4 HGO  
(Jahresabschlussbuchungen) ergaben unsere Prüfungshandlungen, dass sowohl in der  
Teilergebnisrechnung „Verwaltungskosten“ als auch in der Ergebnisrechnung insgesamt keine  
über- oder außerplanmäßigen Aufwendungen entstanden sind. 

5.3.1.2 Einhaltung Finanzhaushalt und Verpflichtungsermächtigungen 

Im Finanzhaushalt ergaben sich nach den durchgeführten Prüfungen keine über- oder außerplanmäßigen 
Auszahlungen. Auf die Ausführungen unter 2.1.1 dieses Schlussberichtes, dass in 2023 keine  
Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle Vermögen und das Sachanlagevermögen  
vorgenommen wurden, ist zu verweisen. 

5.3.1.3 Zusammenfassende Bewertung 

Im Rahmen der Prüfung haben wir im Berichtsjahr keine über- oder außerplanmäßigen Aufwendungen 
oder Auszahlungen in den Teilhaushalten festgestellt. 

5.3.2 Übertragung von Haushaltsansätzen in das Folgejahr 

Die Übertragbarkeit von Haushaltsansätzen richtet sich nach § 21 GemHVO und etwaigen, auf dieser 
Grundlage ergangenen ortsrechtlichen Festlegungen im Haushaltsplan (Haushaltsvermerke). 
 
Nach § 21 Abs. 1 GemHVO können Ansätze für Aufwendungen eines Budgets kraft Haushaltsvermerk für 
übertragbar erklärt werden. Die übertragenen Ansätze bleiben, sofern nichts anderes bestimmt ist, bis 
längstens zum Ende des zweiten auf das Abschlussjahr folgenden Haushaltsjahres verfügbar. 

Die Möglichkeit, Haushaltsansätze nach § 21 Abs. 1 GemHVO im Haushaltsplan 2023 für übertragbar zu 
erklären, hat das Kommunale Jobcenter Lahn-Dill nicht in Anspruch genommen.  

 
Gemäß § 21 Abs. 2 GemHVO bleiben die Ansätze für Investitionen und Investitionsförderungs- 
maßnahmen des Finanzhaushalts bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar, bei Bau-
maßnahmen und Beschaffungen längstens jedoch zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem 
der Bau oder der Gegenstand in seinen wesentlichen Teilen genutzt werden kann. 
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Soweit Haushaltsermächtigungen des Haushalts-/Abschlussjahres nach § 21 GemHVO in das folgende 
Haushaltsjahr übertragen werden, sind diese in einer gesonderten Anlage zum Jahresabschluss  
darzustellen (§ 112 Abs. 4 Nr. 2 HGO).  
 
Dieser Verpflichtung ist das KJC Lahn-Dill im Jahresabschluss 2023 bereits in der dem  
Aufstellungsbeschluss vom 29. April 2024 zugrunde liegenden Fassung nachgekommen (Anlage 5.5 - 
Übersicht der zu übertragenen Haushaltsermächtigungen aus Investitionstätigkeit). 
 
Übertragen wurden nach 2024 im Sinne von § 21 Abs. 2 GemHVO, die nicht in Anspruch genommenen  
Planansätze des Finanzhaushaltes aus 2022 und 2023 in Höhe von jeweils 50.000,00 €.  

5.3.3 Inanspruchnahme der Kreditermächtigung für Investitionskredite 

Im Beschluss über den Haushaltsplan des Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill für das Haushalts-/  
Berichtsjahr wurden keine Kreditaufnahmen für Investitionen, Investitionsförderungsmaßnahmen  
veranschlagt. 
 

Es erfolgten keine Kreditaufnahmen im Haushaltsjahr.  

5.3.4 Inanspruchnahme des Höchstbetrages für Kredite zur Liquiditätssicherung 

Im Beschluss über den Haushaltsplan für das geprüfte Haushaltsjahr wurden keine Kredite zur  
Liquiditätssicherung (Liquiditätskredite) für das Haushalts-/Berichtsjahr festgesetzt.  
 
Zum 31. Dezember 2023 und unterjährig valutierten auch keine Liquiditätskredite (einschließlich etwaiger 
Kontokorrentkredite). 
 

Die Liquidität des Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill war im Berichtsjahr nach den stichprobenhaften 
Prüfungen der Geschäftskonten im Haushaltsjahr eigenwirtschaftlich bzw. aufgrund der bestehenden 
Finanzierungsstruktur des KJC und den erfolgten rechtzeitigen Mittelabrufen gegenüber dem Bund und 
dem Lahn-Dill-Kreis gegeben.  

5.3.5 Prüfung von Auftragsvergaben 

Die Prüfung von Auftragsvergaben war nicht Gegenstand des Jahresabschlusses 2023, da seitens der  
Revision diese Thematik eingehend im Rahmen der Jahresabschlussprüfung 2022 betrachtet wurde. 
 
Auf unsere Ausführungen zum Schlussbericht des Jahresabschlusses 2022 möchten wir an dieser Stelle 
verweisen. 
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5.4 Weitere Feststellungen zur Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit des  
Verwaltungshandelns im Berichtsjahr 

Eine begleitende Geschäftsfeldprüfung bezogen auf den Jahresabschluss 2023 des Kommunalen  
Jobcenters Lahn-Dill erfolgte seitens der Internen Revision des Lahn-Dill-Kreises im Kalenderjahr 2024 
hinsichtlich des Aufgabenbereiches „Reduzierung der Kosten der Unterkunft nach dem Ende der  
Karenzzeit gemäß § 22 SGB II im Rahmen des Bürgergeldes“. 
 
Ziel dieser Prüfung war, aufzuzeigen, ob unter Anwendung der vorgenannten Regelung im SGB II eine  
Reduzierung der Kosten der Unterkunft nach dem Ende der Karenzzeit durchgeführt oder das  
entsprechende Verfahren zur Absenkung der Kosten der Unterkunft auf die angemessenen Beträge  
eingeleitet wurde. 
 
Unsere Feststellungen und Beanstandungen, insbesondere zur aus Sicht der Prüfung fehlenden oder zu 
verbessernden Dokumentation der getroffenen Ermessensentscheidungen innerhalb der Fallakten und 
der Implementierung und Anwendung von Kontrollmechanismen zur Identifizierung von Fällen mit unan-
gemessenen Kosten der Unterkunft und Heizung wurden in einem Prüfbericht mit Datum 17. September 
2024 dokumentiert und mit den Verantwortlichen des KJC besprochen. 
 

Die Verantwortlichen des KJC haben im Anschluss verschiedene Maßnahmen zur erforderlichen  
„Qualitätssteigerung“ im geprüften Aufgabenbereich umgesetzt. 
 
Neben der Überarbeitung der bestehenden Fachlichen Anweisung „Orientierungshilfe für die Bedarfe für 
Unterkunft und Heizung im KJC Lahn-Dill“ und erfolgten Fortbildungen zur Thematik, wurde systemseitig 
die Möglichkeit eingeräumt, die jeweilige Karenzzeit individuell für jedes Mitglied der  
Bedarfsgemeinschaft in der Fachanwendersoftware zu erfassen. 
 
Darüber hinaus sind im Rahmen der bestehenden Dienstanweisung „Fachliche Führung“ die  
Teamleitungen verpflichtet, auch dieses Aufgabengebiet der monatlichen stichprobenhaften Fallprüfung 
zu unterziehen und Auffälligkeiten sowohl zu dokumentieren, als auch mit den  
Leistungssachbearbeitungen zu besprechen. 
 
Neben der oben genannten Geschäftsfeldprüfung haben wir als Revision während unserer  
Prüfungshandlungen zum Jahresabschluss 2023 den Sachstand des Vertragsmanagements im KJC Lahn-
Dill im November 2025 und die Anzahl und Gründe der vorliegenden Überlastungsanzeigen der  
Mitarbeitenden in den Jahren 2022 bis 2025 gegenüber dem Vorstand der Anstalt erfragt. 
 
Unsere Anfragen zu beiden Themenfeldern wurden vom Vorstand umgehend und vollumfänglich  
beantwortet. 

 
Hinsichtlich des Vertragsmanagements ist festzuhalten, dass diese Aufgabe (u.a. Vorhaltung der  
zentralen Verträge der Anstalt, Fristenüberwachung, Information gegenüber den Mitarbeitenden zur  
Weiterleitung an den Vorstand) grundsätzlich dem Vorstand der Anstalt zugeordnet ist. 
 
Eine Übersicht aller Verträge, die auf der Vorstandsebene im zentralen Vertragsmanagement geführt  
werden, wurde uns mit Datum 18. November 2025 übersandt. 
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Bezüglich der Thematik „Überlastungsanzeigen“ bewegt sich die Anzahl der gestellten und uns in der 
Summe genannten Überlastungsanzeigen in einem überschaubaren Rahmen. Gründe für dieselben  
waren insbesondere die gestiegenen Anforderungen infolge der Einführung des Bürgergeldes und  
erfolgter Fallzahlensteigerung. 
 

Seitens der Anstalt wurde zugesichert, dass in diesen Fällen der Vorstand und gegebenenfalls die  
Bereichsleitungen die Ursachen mit den Betroffenen besprechen und Lösungsmöglichkeiten gemeinsam 
erarbeiten. 
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6 FESTSTELLUNGEN AUS ERWEITERUNGEN DES PRÜFUNGSAUFTRAGES 

Nach § 14 Abs. 1 Satz 3 der Anstaltsatzung hat sich die Abschlussprüfung auch auf die  
Prüfungsgegenstände der §§ 53 und 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) zu erstrecken. Somit 
ist von uns auch die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung des Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill zu 
prüfen und das Ergebnis im Bericht darzustellen. 
 
Dabei ist insbesondere einzugehen auf 

• die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie die Liquidität, 
• verlustbringende Geschäfte und die Ursachen der Verluste, wenn diese Geschäfte und die 

Ursachen für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung waren,  
• die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen Jahresfehlbetrages, 

und 
• ob dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit entsprochen wurde.  

 
Alle erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Schlussbericht und in der Anlage II dargestellt. 
 
Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die nach unserer 
Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung des KJC von Bedeutung 
sind. 
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7 BESTÄTIGUNGSVERMERK DES RECHNUNGSPRÜFUNGSAMTES UND  
SCHLUSSBEMERKUNGEN 

An den Verwaltungsrat des Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill: 

7.1 Prüfungsurteile 

7.1.1 Prüfungsurteil zum Jahresabschluss sowie zum Rechenschaftsbericht 

Wir haben den Jahresabschluss des Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill, bestehend aus der  
Vermögensrechnung zum 31. Dezember 2023, der Ergebnisrechnung und der  
Finanzrechnung für das Haushaltsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 sowie den  
Anhang einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden geprüft. Darüber 
hinaus haben wir den Rechenschaftsbericht für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis zum  
31. Dezember 2023 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen  
Vorschriften, Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und vermittelt unter  
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden- und Finanzlage des Kommunalen Jobcenters 
Lahn-Dill zum 31. Dezember 2023 sowie seiner Ertragslage für das Haushaltsjahr 2023 

und 

vermittelt der dem Jahresabschluss beigefügte Rechenschaftsbericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Anstalt. In allen wesentlichen Belangen steht der Rechenschaftsbericht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften und stellt die  
voraussichtliche Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken zutreffend dar. 
 

Gemäß § 128 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 HGO erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Rechenschaftsberichtes geführt hat. 
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7.1.2 Prüfungsurteil zur Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft 

Im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses haben wir die Ordnungsmäßigkeit der  
Haushaltswirtschaft des Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2023 geprüft.  

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse und der unter Ziff. 
5.4 benannten und erfolgten Umsetzung von Maßnahmen zur Qualitätssteigerung im Aufgabenbereich 
„Reduzierung der Kosten der Unterkunft nach dem Ende der Karrenzeit gemäß § 22 SGB II im Rahmen 
des Bürgergeldes“ hat die Haushaltswirtschaft im Haushaltsjahr 2023 den geltenden gesetzlichen  
Vorschriften entsprochen. 

Die haushaltswirtschaftliche Lage des Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill ist auf der Grundlage der 
Verhältnisse des Abschlussjahres geeignet, die stetige Erfüllung der obliegenden Aufgaben zu  
gewährleisten. 

7.2 Grundlage für die Prüfungsurteile 

7.2.1 Grundlagen für die Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Rechenschaftsbericht 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Rechenschaftsberichts in Übereinstimmung 
mit § 128 Abs. 1 und § 131 Abs. 1 HGO unter Beachtung der vom Institut der Rechnungsprüfer e. V. (IDR) 
aufgestellten Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des  
Rechnungsprüfungsamtes für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Rechenschaftsberichts“  
unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben.  
 
Entsprechend den gesetzlichen Vorschriften15 haben wir bei der Durchführung der Prüfung eine von der 
Anstalt weisungsunabhängige Stellung; die Bestimmungen über die persönliche Unabhängigkeit der  
Leitung und der Prüfer/innen des Rechnungsprüfungsamtes sind beachtet. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Rechenschaftsbericht zu dienen. 

7.2.2 Grundlagen für das Prüfungsurteil zur Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft 

Wir haben unsere Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft im Berichtsjahr in  
Übereinstimmung mit § 128 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und § 131 Abs. 1 Nr. 4 HGO unter Beachtung der vom IDR  
aufgestellten Grundsätze für die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft (IDR L 720) 
durchgeführt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
angemessen sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zur Ordnungsmäßigkeit der  
Haushaltswirtschaft zu dienen. 

 
15 § 130 Abs. 3 und 4 HGO 
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7.3 Verantwortung des gesetzlichen Vertreters und der Vertretungskörperschaft für den Jahres-
abschluss, den Rechenschaftsbericht und die Ordnungsmäßigkeit der  
Haushaltswirtschaft 

7.3.1 Verantwortung des gesetzlichen Vertreters und der Vertretungskörperschaft für den  
Jahresabschluss und den Rechenschaftsbericht 

Der gesetzliche Vertreter der Anstalt - Vorstand, dieser handelnd gem. § 2 Nr. 2c der Geschäftsordnung 
für den Vorstand des KJC als Kollegialorgan, - ist verantwortlich für die Aufstellung des  
Jahresabschlusses, der den gemeindehaushaltsrechtlichen und den sie ergänzenden erlass- und  
satzungsrechtlichen Vorschriften entspricht und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Schulden-, Finanz- und Ertragslage der Anstalt vermittelt.  
 
Ferner sind der gesetzliche Vertreter und die für sie handelnden Organe verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als  
notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von  
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 
 
Außerdem sind der gesetzliche Vertreter und die für sie handelnden Organe verantwortlich für die  
Aufstellung des Rechenschaftsberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Anstalt  
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den  
gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung  
zutreffend darstellt. Ferner sind der gesetzliche Vertreter und die für ihn handelnden Organe  
verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, 
um die Aufstellung eines Rechenschaftsberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden  
gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende angemessene Nachweise für die  
Aussagen im Rechenschaftsbericht erbringen zu können. 
 
Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Anstalt 
zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Rechenschaftsberichtes.  

7.3.2 Verantwortung des gesetzlichen Vertreters für die Ordnungsmäßigkeit der  
Haushaltswirtschaft 

Der Vorstand der Anstalt als gesetzlicher Vertreter ist verantwortlich für den Beschluss über den  
Haushaltsplan sowie die Aufstellung des Haushaltsplans entsprechend den kommunalrechtlichen  
Vorschriften (§§ 92 ff. HGO) sowie den Vollzug des Haushaltsbeschlusses mit Haushaltsplan  
unter Beachtung der gesetzlichen Grundsätze und satzungsmäßig beschlossenen  
Bewirtschaftungsgrundsätzen einschließlich der Deckungs- und Übertragungsregelungen, insbesondere 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sowie der vollständigen und zeitnahen Einnahmebeschaffung 
und des Forderungsmanagements. Dabei sind für die Erträge bzw. Einzahlungen sowie Aufwendungen 
bzw. Auszahlungen die jeweils geltenden haushaltsrechtlichen und fachgesetzlichen Bestimmungen zu 
beachten.  
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Ferner ist der Vorstand verantwortlich für die Regelungen und Kontrollen (Systeme), die er als notwendig 
erachtet hat, um die Ordnungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung im Haushaltsjahr in 
Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften, Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen  
Bestimmungen sicherzustellen. Dies schließt auch die regelmäßige Berichterstattung über den  
Haushaltsvollzug nach § 28 GemHVO gegenüber dem Verwaltungsrat und der Aufsichtsbehörde ein. 

7.4 Verantwortung des Rechnungsprüfungsamtes für die Prüfung des  
Jahresabschlusses und des Rechenschaftsberichts sowie für die Prüfung der  
Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft 

7.4.1 Verantwortung für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Rechenschaftsberichts 

Unsere Aufgaben und Zielsetzungen sind es, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der  
Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten -  
falschen Angaben ist, und ob der Rechenschaftsbericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Anstalt vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie ein Prüfurteil zum  
Jahresabschluss und zum Rechenschaftsbericht zu bilden, die in einem Bestätigungsvermerk als  
abschließendes Ergebnis der Abschlussprüfung zusammengefasst sind. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in  
Übereinstimmung mit § 128 Abs. 1 und § 131 Abs. 1 HGO unter Beachtung der vom Institut der  
Rechnungsprüfer (IDR) aufgestellten Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Angaben können aus Verstößen 
oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses  
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen beeinflussen. 
 
Während der Prüfung gemäß § 128 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 und § 131 Abs. 1 HGO unter Beachtung der  
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren 
eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder  
unbeabsichtigter - falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Rechenschaftsbericht,  
planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen  
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere  
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches  
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 
bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können; 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung des Rechenschaftsberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen  
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angemessen sind, ohne ein umfassendes Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des internen  
Kontrollsystems der Anstalt abzugeben; 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten  
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von gesetzlichen Vertretern  
dargestellten geschätzten Werte und den damit zusammenhängenden Angaben; 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern  
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Anstaltstätigkeit,  
sowie auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der  
Fähigkeit der Anstalt zur Fortführung ihrer Tätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 
kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im  
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im  
Rechenschaftsbericht aufmerksam zu machen, oder falls diese Angaben unangemessen sind,  
unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerkes erlangten Prüfungsnachweise.  
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Anstalt ihre  
Tätigkeit nicht mehr fortführen kann; 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses  
einschließlich der Angaben, sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden  
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Anstalt vermittelt; 

• beurteilen wir den Einklang des Rechenschaftsberichts mit dem Jahresabschluss, seiner  
Übereinstimmung mit den für ihn geltenden gesetzlichen Vorschriften und das von ihm vermittelte 
Bild von der Lage des Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill;  

• führen wir Prüfungshandlungen zu den vom gesetzlichen Vertreter zukunftsorientierten Angaben 
im Rechenschaftsbericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise  
vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben vom gesetzlichen  
Vertreter zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte  
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges  
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annahmen 
geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 
 

Wir erörtern mit dem Vorstand und den leitenden Mitarbeitenden der AdöR unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich  
etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Abschlussprüfung feststellen. 

7.4.2 Verantwortung für die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft  

Unsere Aufgaben und Zielsetzungen sind hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob die Haushalts-
wirtschaft im geprüften Haushaltsjahr insgesamt den geltenden gesetzlichen Vorschriften entsprochen 
hat.  
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Dazu ist festzustellen, ob bei der Planung und dem Vollzug der Haushaltswirtschaft ordnungsmäßig  
verfahren wurde, insbesondere, dass die bei den von der Anstalt zu verwaltenden Erträgen bzw.  
Einzahlungen sowie Aufwendungen bzw. Auszahlungen geltenden formellen und materiellen  
Rechtsvorschriften beachtet wurden, und die von der AdöR getroffenen Entscheidungen zweckmäßig  
waren. Die Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft umfasst dabei auch die sparsame und  
wirtschaftliche Verwaltung des den gesetzlichen Vertretern der Anstalt anvertrauten öffentlichen  
Vermögens. Über das Ergebnis der Prüfung der Ordnungsmäßigkeit ist ein eigenständiges Prüfurteil zu 
bilden, das mit dem Prüfurteil zum Jahresabschluss und zum Rechenschaftsbericht in diesem  
Bestätigungsvermerk als abschließendes Ergebnis der Abschlussprüfung zusammengefasst ist. 
 
Die Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft beurteilen wir entsprechend § 128 Abs. 1 Nr. 1 und § 131 
Abs. 1 Nr. 4 HGO sowie den Vorschriften der GemHVO und GemKVO unter Beachtung der vom IDR  
aufgestellten Prüfungsleitlinien. Durch die Prüfung haben wir uns ein Urteil darüber zu bilden, ob  

• die neben den Vorschriften für den Jahresabschluss geltenden Bestimmungen für die Planung und 
den Vollzug des Haushalts beachtet wurden, insbesondere die Vorschriften der allgemeinen  
Haushaltsgrundsätze der HGO sowie die Planungs-, Deckungs- und Übertragungsgrundsätze; 

• die Festsetzungen des Haushaltsbeschlusses bezüglich der Ermächtigungen und des  
Haushaltsplans unter Beachtung der von der Anstalt mit dem Haushaltsplan beschlossenen  
Deckungsregelungen eingehalten wurden;  

• bei der Realisierung der Erträge und Einzahlungen und der Leistung von Aufwendungen und  
Auszahlungen anhand von durchgeführten Stichproben die gesetzlichen, ortsrechtlichen oder  
verwaltungsinternen Vorschriften, insbesondere des Gemeindehaushalts-, Abgaben- und  
Vergaberechts, beachtet wurden; 

• dem Haushaltsgrundsatz der Wirtschaftlichkeit entsprochen wurde, und ob die  
haushaltswirtschaftliche Lage der Anstalt geeignet ist, eine nachhaltige, d. h. stetige  
Aufgabenerledigung sicherzustellen. 

 

7.5 Schlussbemerkungen 

Den vorstehenden Schlussbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften 
und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen (IDR L-260) und  
ergänzend IDW PS 400 n. F. (PS 405) und 450 n. F.  
 
Bei Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und / oder des Rechenschaftsberichts in 
einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form bedarf es zuvor unserer erneuten  
Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen 
wird.  
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Wetzlar, den 16. März 2026 
 
Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises 
Abteilung Revision (Rechnungsprüfungsamt) 
 
 
 
gez.      gez. 
 
Stefan Kraft    Martin Ruhe  
Prüfer/Fachdienstleiter   Prüfer 
 
 
 
 
Katharina Schittenhelm 
Stellv. Abteilungsleitung  
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Anlage/n zum Schlussbericht 

 

I. Jahresabschluss 2023 des Kommunalen Jobcenter Lahn-Dill  

Aufstellung, textlicher Inhalt und Ausgestaltung des Jahresabschlusses mit seinen Anlagen und des Re-
chenschaftsberichts liegen in der Verantwortung der Anstalt öffentlichen Rechts.  
 
Dies gilt auch, soweit der Verwaltung nach Abschluss der Prüfung Überarbeitungshinweise  
gegeben wurden. Die Übernahme der von uns empfohlenen Korrekturen in den Jahresabschluss und in 
die Anlagen zum Jahresabschluss wurden aus prüfungsökonomischen Gründen nicht  
geprüft. 
 
 

II. Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG 
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Kommunales Jobcenter Lahn-Dill 

Anstalt des öffentlichen Rechts des Lahn-Dill-Kreises 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2023 

 
Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG 

 
 
Grundlage unserer Prüfung und Berichterstattung ist der Prüfungsstandard IDW PS 720 des Insti-
tuts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. (Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßig-
keit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG). Dieser Prü-
fungsstandard ist in Zusammenarbeit mit dem Bundesfinanzministerium, dem Bundesrech-
nungshof und den Landesrechnungshöfen erarbeitet worden. 
 
Die dort aufgeführten Fragen sind lückenlos zu beantworten. Soweit eine einzelne Frage für die 
geprüfte Einrichtung nicht einschlägig ist, ist dies zu begründen. Soweit sich die Beantwortung 
der Fragen bereits aus der Berichterstattung über die Jahresabschlussprüfung ergibt, haben wir 
Verweisungen vorgenommen. 
 
Der oben bezeichnete Fragenkatalog gliedert sich wie folgt: 

• Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 
• Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 
• Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 
• Vermögens- und Finanzlage 
• Ertragslage. 

 
Beantwortung des Fragenkatalogs: 
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1. Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individualisierte 
Offenlegung der Organbezüge 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die Ge-
schäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus  
schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts-  
sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Be-
dürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns? 

Die Organe der Anstalt sind der Vorstand und der Verwaltungsrat. Die Verteilung der Zuständig-
keiten ergibt sich aus der Satzung. Die Verteilung der Aufgaben erscheint sachgerecht. 
 
Geschäftsordnungen für den Vorstand und Verwaltungsrat wurden erlassen. Zum 1. Januar 2018 
trat eine neue Geschäftsordnung für den Vorstand in Kraft, die die vorherige Geschäftsordnung 
mit Datum vom 31. Dezember 2012 ersetzt. 
 
Unsere Prüfung ergab keine Hinweise darauf, dass die Verteilung der Aufgaben und die Einbin-
dung des Überwachungsorgans in die Entscheidungsprozesse nicht sachgerecht ist. 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wurden Nie-
derschriften hierüber erstellt? 

Gemäß § 11 der Satzung ist der Verwaltungsrat mindestens dreimal jährlich einzuberufen. Im Jahr 
2023 fanden vier Sitzungen statt. Die Niederschriften lagen uns vor. 
 
Der Vorstand tagt in der Regel wöchentlich. Niederschriften werden erstellt. 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 5 des Aktien-
gesetzes sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

Auskunftsgemäß übt der Vorstand keine entsprechende Aufsichtstätigkeit aus. 

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan)  
individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach  
Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung aus-
gewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet? 

Die Angabe unterbleibt, da nach kommunalem Haushaltsrecht (§ 50 GemHVO) keine gesetzliche 
Verpflichtung für diese Angaben besteht. 
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2. Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, aus 
dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse ersicht-
lich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 

Aus der Dienstanweisung für das Finanz- und Rechnungswesen sind Zuständigkeitsbereiche und 
Weisungsbefugnisse für diesen Aufgabenbereich ersichtlich.  
 
Die Anstalt verfügt über einen Organisationsplan (Organigramm), welcher im eigenen Intranet 
veröffentlicht ist und bei Änderungen stetig aktualisiert wird. 
 
Uns liegen keine Erkenntnisse vor, dass keine regelmäßige Überprüfung des Organisationsplans 
erfolgt. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird? 

Uns liegen keine Erkenntnisse vor, dass nicht nach diesem Plan verfahren wurde. 

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und  
dokumentiert? 

Die Regelungen der „Richtlinie zur Korruptionsprävention und Korruptionsbekämpfung in der  
öffentlichen Verwaltung des Landes Hessen“ sowie die Dienstanweisung des Lahn-Dill-Kreises 
in Sachen Korruptionsprävention gelten - in analoger Anwendung - auch für das Kommunale Job-
center Lahn Dill. 
 
Im Intranet des Jobcenters existierte eine anonyme Meldemöglichkeit an den externen Beauftrag-
ten für Korruptionsprävention. Mit Neubesetzung der Innenrevision wurde das Thema Schulung 
Korruptionsprävention neu konzipiert und soll ab 2026 wieder eingeführt werden. 
 
Nach Auskunft des KJC Lahn-Dill gab es keine Fälle von Korruption, die im Jahr 2023 zur Anzeige 
gebracht wurden. 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungspro-
zesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kreditaufnahme 
und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten werden? 

Die Anstalt verfügt über vielfältige Weisungen, welche im Intranet veröffentlicht sind. Differenziert 
nach fachlichen Anweisungen, Dienstanweisungen sowie Dienstvereinbarungen sind die we-
sentlichen Entscheidungsprozesse dokumentiert. Anhaltspunkte für ein Nichtbeachten dieser 

https://datenschutz.hessen.de/sites/datenschutz.hessen.de/files/Richtlinie%20zur%20K.pdf
https://datenschutz.hessen.de/sites/datenschutz.hessen.de/files/Richtlinie%20zur%20K.pdf
http://intranet/unsere-organisation/dienst-betriebsanweisungen/korruptionspraevention/
http://intranet/unsere-organisation/dienst-betriebsanweisungen/korruptionspraevention/
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Regelungen, haben sich aus Fachprüfungen und im Rahmen der Jahresabschlussprüfung nicht 
ergeben. 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksverwaltung, 
EDV)? 

Es besteht eine ordnungsgemäße Dokumentation von Verträgen in den jeweiligen Sachakten der 
zuständigen Fachbereiche. Aus Sicht der Anstalt bestehende, grundhafte Verträge von  
essentieller Bedeutung (Mietverträge, Dienstleistungsverträge etc.) werden zentral bei der  
Assistenzkraft des Vorstands operativ geführt. 

Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling 

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung 
der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten - den Bedürfnissen 
der Anstalt? 

Der Haushaltsplan enthält alle für die Anstalt erforderlichen Angaben und die Form entspricht 
den gesetzlichen Vorgaben. Eine mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung ist der Haushaltspla-
nung beigefügt. Inhaltlich entspricht sie unter Beachtung der Besonderheiten eines Jobcenters 
den gesetzlichen Vorschriften. 
 
Ziele werden jährlich in einer Zielvereinbarung mit dem Hessischen Ministerium für Soziales und 
Integration und dem Lahn-Dill-Kreis auf Grundlage von § 48b Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB II) festgelegt. Gleichwohl findet auch ein jährlicher Zielnachhaltig-
keitsdialog statt, in dem unter anderem über Abweichungen von der Zielerreichung und deren 
Gründe gesprochen wird. 
 
Die Prüfung ergab keine Anhaltspunkte, dass relevante Sachverhalte nicht abgebildet wurden. 
Der Grundsatz der Haushaltswahrheit und -klarheit wurde, soweit ersichtlich, beachtet. 
 
Der Gesamthaushalt wurde gemäß § 4 Abs. 2 GemHVO nach der örtlichen Organisation produkt-
orientiert in Teilergebnishaushalte untergliedert, um dem Grundsatz der Haushaltsklarheit Rech-
nung zu tragen. 

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

Detaillierte Angaben zu den wesentlichen Plan-/Ist-Abweichungen erfolgen in den jeweiligen Teil-
ergebnisrechnungen. 
 
Im Rechenschaftsbericht wird nicht die gemäß § 51 GemHVO geforderte Abweichung des Jahres-
ergebnisses von den Haushaltsansätzen erläutert. Eine Erläuterung erfolgt teilweise zur Erfolgs-
rechnung und den Teilergebnisrechnungen.  
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Durch die Abrechnungsvorgaben des Lahn-Dill-Kreises sowie des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales erfolgen taggenaue oder monatsgenaue Abrechnungen. Da der Finanzbedarf der 
Anstalt im Vorfeld eines Monats kalkuliert wird, erfolgt eine stetige Überwachung. Etwaige Be-
sonderheiten, wie z. B. die Erhöhung der Regelsätze im Bereich des Bürgergeldes werden bereits 
bei den monatlichen Abrufen durch die Anstalt berücksichtigt. 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den beson-
deren Anforderungen des Unternehmens? 

Es besteht eine (einfache) Kostenstellen- und unter Berücksichtigung der PSP-Struktur der SAP-
Software auch eine Kostenträgerrechnung. 
Aus unserer Sicht besteht kein Handlungsbedarf, da bei Bedarf die Aufgaben der Kosten- und 
Leistungsrechnung vom Controlling wahrgenommen werden können. 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liquiditätskon-
trolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

Ja, soweit für ein Jobcenter anwendbar. 
 
Die Anstalt erhält finanzielle Mittel zur Durchführung der satzungsgemäßen Aufgaben vom Bund, 
vom Land und vom Landkreis (Lahn-Dill-Kreis). Die Mittel werden bedarfsgerecht abgerufen. 
Hierzu werden regelmäßig die monatlichen Zahlungsverpflichtungen geplant, auf deren Basis die 
Zahlungsmittel angefordert werden. 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich An-
haltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden sind? 

Die Anstalt verfügt über ein zentrales Cash-Management, welches im Finanz- und Rechnungs-
wesen implementiert ist. 
 
Aufgabe des Finanz- und Rechnungswesens ist es, die Liquidität durch Überwachung der unter-
schiedlichen Budgets des Bundeshaushaltes sicherzustellen. Dies beinhaltet im Rahmen der 
bundesgesetzlichen Vorschriften auch die Umschichtung von Budgets. 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist durch 
das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah und effektiv 
eingezogen werden? 

Es gibt eine Dienstanweisung, die den Bedürfnissen der Anstalt entspricht. 
 
Trotz ständiger Optimierungstätigkeiten im Forderungsmanagement wird es weiterhin ältere For-
derungen im Forderungsbestand geben, da 
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• aufgrund immer noch vorhandenem Leistungsbezug und einer nicht freiwilligen Aufrech-
nung der monatlichen Leistung erst bei Fallende eine Zahlungsaufforderung versendet 
werden kann,  

• Forderungen sich noch im Einziehungsverfahren bei der Vollstreckung (externer Dienst-
leister) befinden und z. B. ein Amtshilfeersuchen bei anderen Kommunen notwendig ist, 

• langjährige Insolvenzverfahren anhängig sind, deren Entscheidung abzuwarten bleibt. 
 
Unter der Berücksichtigung der gesetzlichen Anforderungen des SGB II ist die Prüfung der Auffas-
sung, dass das Mahnwesen des Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill derzeit einen zeitnahen und 
effektiven Forderungseinzug gewährleistet. 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und um-fasst es 
alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 

Es existiert ein Controlling zur Erreichung der Zielwerte und Analyse der Entwicklung der Kenn-
zahlen nach § 48a SGB II für das zurückliegende Jahr sowie eine Prognose realistischer Zielwerte 
für das jeweils folgende Jahr zur Vereinbarung von Kennzahlen-Zielwerten zwischen der Ge-
schäftsleitung und dem Lahn-Dill-Kreis mit dem Hessischen Ministerium für Soziales und In-
tegration. Im monatlichen Auswertungsdialog erfolgt die Bereitstellung von Integrations-, Kun-
den- und Bedarfsgemeinschaftsdaten und darauf basierenden Kennzahlen nach § 48a SGB II auf 
Jobcenter-, Bereichs- und Teamebene zur internen Überwachung der Zielerreichung in Anleh-
nung an die Kriterien der Bundesagentur für Arbeit zur Ermittlung der Kennzahlen. Im Controlling 
sind 1,5 Vollzeitäquivalente eingesetzt (Team 24). 
 
Die Planung der Eingliederungsleistungen erfolgt monatlich im Team 21 - Maßnahmemanage-
ment. Das Controlling der Abrechnungspauschalen, insbesondere Personalkosten, erfolgt direkt 
beim Vorstand gemeinsam mit dem Finanz- und Rechnungswesen. Für die übrigen Verwaltungs-
kosten existiert seit 2022 eine interne Plattform für die jeweiligen Budgetverantwortlichen, in der 
monatliche Plan-/Ist-Vergleiche sowie weitere Meldebedarfe kommuniziert werden, um z. B. 
Planabweichungen frühzeitig zu erkennen. 
 
Das Controlling ist zweckmäßig eingerichtet, es ist in seiner Organisation der Größe der Anstalt 
insgesamt angemessen. Den Anforderungen des Lahn-Dill-Kreises, des Hessischen Ministeri-
ums für Soziales und Integration und der Bundesagentur für Arbeit kann Rechnung getragen wer-
den. 

h) Ermöglicht das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwachung der 
Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung besteht? 

Das Kommunale Jobcenter verfügt nicht über Tochterunternehmen oder Unternehmen, an denen 
eine wesentliche Beteiligung besteht. 
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Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und Maß-
nahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden kön-
nen? 

Die aufgrund des Geschäftsmodells der Anstalt überschaubare Risikoüberwachung erfolgt durch 
den Vorstand. Ein nach § 91 Abs. 2 AktG eingerichtetes Risikofrüherkennungssystem ist nicht ein-
gerichtet. 
 
Seit 2021 existiert eine Dienstanweisung zur fachlichen Führung, die festgelegte Sollvorgaben ba-
sierend auf den Zielen des Jobcenters definiert, die dazugehörigen Instrumente festlegt und die 
Art der Rücksteuerung beschreibt. Die Sollvorgaben wurden mit einer Risikobeschreibung, einer 
Eintrittswahrscheinlichkeit, einem Schadensausmaß und einer Risikobewertung verknüpft. 
 
Zur Haushaltssteuerung und Liquiditätssicherung werden im Rahmen des Controllings regelmä-
ßige Auswertungen erstellt. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben sich An-
haltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 

Auf die Antwort zu Frage 4a) wird zunächst verwiesen. Die vorhandenen Steuerungselemente eig-
nen sich grundsätzlich in Art und Umfang, um die Gefährdung der Anstalt mit hoher Wahrschein-
lichkeit auszuschließen.  
 
Es ergaben sich im Rahmen unserer Prüfung keine Anhaltspunkte, dass die Maßnahmen nicht 
durchgeführt werden. 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

Die Maßnahmen sind nach unseren Erkenntnissen unter Berücksichtigung der Komplexität der 
Anstalt ausreichend dokumentiert. 

d) Werden Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem aktuellen 
Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt und ange-
passt? 

Auch hier wird zunächst auf Antwort zu Frage 4a) verwiesen. 
 
Nach unseren Erkenntnissen im Rahmen der Prüfung ist dies der Fall. 
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Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 

Zu a) bis f): Die Anstalt tätigt keine derartigen Geschäfte; sie sind für die Geschäftstätigkeit der 
Anstalt nicht erforderlich. Es haben sich im Rahmen unserer Prüfung auch keine Erkenntnisse 
über den Abschluss solcher Geschäfte ergeben. 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzinstrumen-
ten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich festgelegt? Dazu 
gehört: 

Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden? 

Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen einge-
setzt werden? 

Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem Umfang 
dürfen offene Posten entstehen? 

Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. ob bestimmte Strategien ausschließlich zu-
lässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z. B. antizipati-
ves Hedging)? 

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkonditionen 
und zur Risikobegrenzung? 

c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instrumenta-
rium zur Verfügung gestellt, insbesondere in Bezug auf Erfassung der Geschäfte, Beurteilung der 
Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse, Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungs-
legung, Kontrolle der Geschäfte? 

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienenden  
Derivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen? 

e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen? 

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die offenen 
Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt? 
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Fragenkreis 6: Interne Revision 

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne  
Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion durch 
eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 

Die Interne Revision (1,0 VZÄ) ist als Stabsstelle direkt beim Vorstand für  
Personal und Finanzen zugeordnet, wodurch der geforderten größtmöglichen Unabhängigkeit 
Rechnung getragen wird. 
 
Die Interne Revision ist dabei ein Faktor im VKS. Durch die Prüfung der Teamleitungen im Rahmen 
der „fachlichen Führung“ und der Internen Revision werden die wesentlichen Themen innerhalb 
des Jobcenters regelmäßig geprüft. Mit den Teams Recht und Grundsatz und der Systembetreu-
ung/Fachanleitung wurden verschiedene Themen für interne Schulungen herausgearbeitet, um 
gezielt in komplexen fehleranfälligen Gebieten die Mitarbeiter*innen zu schulen. Dadurch wird 
eine hohe Bearbeitungsqualität sichergestellt.  

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/Konzern? Be-
steht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 

Vgl. hierzu auch Antwort zu Frage 6a).  

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/Konzernrevi-
sion im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unvereinbare Funktionen 
(z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt sind? Wann hat die Interne 
Revision das letzte Mal über Korruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revi-
sionsberichte vor? 

Schwerpunktprüfungen durch die Interne Revision haben zu folgenden Themen stattgefunden: 

• Lebensmittelgutschein 
• einmalige Darlehen passive Leistungen 
• „nicht fordern“- Buchungen- Bewilligungszeitraum 6 Monate 
• Abmeldegründe bei Fallbeendigung 
• Kundenkontaktdichte 
• Aktenprüfung TL 2022 
• Verweildauer von Personen in einer GU länger als 12 Monate 
• GrSiDAV 
• Förderung beruflicher Weiterbildung 

 
 
d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt? 
 
Die Interne Revision des Kommunalen Jobcenters Lahn-Dill ist unabhängig von der Revision 
(Rechnungsprüfung) des Lahn-Dill-Kreises und an deren Weisungen nicht gebunden. 
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Prüfergebnisse der Internen Revision des Jobcenters werden auf einem digitalen Laufwerk jedoch 
auch der Revision des Lahn-Dill-Kreises zur Verfügung gestellt. 

e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um welche 
handelt es sich? 

Es wurden keine bemerkenswerten Mängel festgestellt. 

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der internen Revi-
sion/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die interne Revision/Konzernrevision die Um-
setzung ihrer Empfehlungen? 

Die Feststellungen und Empfehlungen der internen Revision werden durch die Adressaten der 
Berichte (i. d. R. der Vorstand) gesichtet, um daraus ggf. weitere Handlungsbedarfe abzuleiten. 
Prüfberichte der Internen Revision stehen allen Führungskräften digital auf einem gemeinsamen 
Laufwerk zur Verfügung. Die Interne Revision führt Nachschauen durch. 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz,  
Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwa-
chungsorgans  

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans 
zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungs-
organs zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden 
ist. 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsor-
gans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

Im Berichtsjahr wurden keine Kredite an Mitglieder der Geschäftsführung oder des Überwa-
chungsorgans gewährt. 
 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen ähn-
liche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen worden sind 
(z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

Anhaltspunkte für derartige Umgehungen zustimmungsbedürftiger Maßnahmen haben sich nicht 
ergeben. 



Anlage II 

Seite 12 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, 
Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwa-
chungsorgans übereinstimmen? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass gegen Regelungen der genannten Arten versto-
ßen wurde. 
 
Gemäß § 4 der Anstaltssatzung tritt an die Stelle der Haushaltssatzung der Beschluss über den 
Haushaltsplan. 
 
Der Beschluss über den Haushaltsplan entspricht unter Beachtung der Besonderheiten eines 
Jobcenters den gesetzlichen Vorschriften. 
 
Die Grundlage für die Haushaltsführung 2023 bildete der Beschluss des Verwaltungsrates über 
den Haushaltsplan vom 29. November 2022. Der Erlass der Haushaltssatzung bzw. des Be-
schlusses über den Haushaltsplan entsprach den Vorgaben des § 97 HGO. 
 
Die Finanzstruktur der Anstalt wird in erheblichem Maße vom Haushalt der Bundesrepublik 
Deutschland beeinflusst. Die Budgets des Bundeshaushaltes werden deutschlandweit direkt auf 
die Jobcenter übertragen. Entsprechende Informationen sind den Jobcentern vorläufig am  
27. Oktober 2022 zugegangen. 
 
Eine aufsichtsbehördliche Genehmigung des Haushaltsplanes war nicht erforderlich, da dieser 
keine genehmigungspflichtigen Teile nach § 97a HGO enthielt. Der Haushaltsplan wurde der Auf-
sichtsbehörde am 30. November 2022 zur Kenntnis übermittelt, wonach die Bestimmungen des 
§ 97 Abs. 4 HGO nahezu eingehalten wurden. 

Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle 
Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabilität/Wirtschaft-
lichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

Im Berichtsjahr wurden keine nennenswerten Investitionen geplant und/oder durchgeführt. Die 
Investitionen betreffen im Wesentlichen Betriebs- und Geschäftsausstattungen. Unter Wirt-
schaftlichkeitsaspekten werden diese angemessen geplant und geprüft. 
 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung nicht 
ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu ermöglichen (z. B. bei 
Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte hierzu im Rahmen der Prüfung ergeben. 
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c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend überwacht 
und Abweichungen untersucht? 

Nach den uns erteilten Auskünften wurden die Investitionen dem Bedarf entsprechend geplant 
und umgesetzt. 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben? Wenn 
ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

Es haben sich keine Überschreitungen ergeben. 
 
Entsprechende Einzahlungen für Investitionstätigkeiten stehen dem Jahresergebnis nicht direkt 
gegenüber. Grund hierfür ist, dass die Refinanzierung der Verwaltungskosten der Anstalt auf Ba-
sis von Pauschalen gemäß der "Kommunalträger-Abrechnungsverwaltungsvorschrift - KoA-VV" 
erfolgt. Die Darstellung dieser Refinanzierung erfolgt in der Finanzrechnung beim "Zahlungsmit-
telfluss aus laufender Verwaltungstätigkeit". Hierdurch erfolgt keine differenzierte Darstellung 
der Einzahlungen für Investitionstätigkeiten. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach Aus-
schöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 

Nein, es haben sich keine Anhaltspunkte hierfür ergeben. 

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B. VOB, VOL, 
VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

Anhaltspunkte für Verstöße gegen die Vergaberegelungen haben sich nicht ergeben. 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzangebote (z. 
B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

Seit dem 1. Januar 2016 werden Vergaben alleinig durch die Anstalt abgewickelt (vorher Lahn-
Dill-Kreis). Eine Dienstanweisung für das Vergabewesen ist seit 1. August 2019 in Kraft und im 
Intranet der Anstalt veröffentlicht. 
 
Sofern notwendig, werden für die Aufnahme von Liquiditätskrediten Vergleichsangebote einge-
holt. Im Jahr 2017 wurde letztmals die haushaltsrechtliche Genehmigung für die Aufnahme eines 
Liquiditätskredites beantragt und erteilt, jedoch wurden keine weiteren Maßnahmen durch die 
Anstalt durchgeführt. Die Finanzstruktur der Anstalt machte die Aufnahme eines Kredites über-
flüssig. 
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Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

Die Verwaltungsleitung informiert 

– quartalsweise das direkte politische Kontroll- und Entscheidungsgremium (Verwaltungsrat) 
über die Entwicklung der Finanzen sowie weiterer Kennzahlen. Diese Berichte sind gleichzei-
tig Bestandteil der Berichterstattung des Lahn-Dill-Kreises, sodass die dortigen politischen 
Gremien ebenfalls informiert sind; 

– monatsweise das Bundesministerium für Arbeit und Soziales durch die vorgegebenen Ab-
rechnungsunterlagen, die jedoch ausschließlich die Bundesmittel betreffen; 

– in Sonderfällen das direkte politische Kontroll- und Entscheidungsgremium (Verwaltungsrat) 
über wesentliche Geschäftsvorfälle. 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unterneh-
mens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche? 

Die Berichterstattung vermittelt unserer Auffassung nach einen zutreffenden Einblick in die wirt-
schaftliche Lage. 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah unter-
richtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewi-
ckelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen 
vor und wurde hierüber berichtet? 

Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie 
erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen liegen nach unseren Erkenntnis-
sen nicht vor.  

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf dessen 
besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

Entfällt. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG oder un-
ternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war? 

Im Rahmen der Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte für eine nicht ausreichende Berichter-
stattung ergeben. 
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f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wurden 
Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan erörtert? 

Das Kommunale Jobcenter hat eine Vermögenseigenschadenversicherung bei der GVV Kommu-
nalversicherung VvaG abgeschlossen. 
 
Es besteht eine Volldeckungssumme von EUR 250.000,00 für alle Mitarbeitenden sowie eine Zu-
satzteilversicherung mit einer Deckungssumme von EUR 250.000,00 für den Vorstand. 
 
Alle Versicherungsfälle sind innerhalb von 6 Jahren an die GVV zu melden, ansonsten erlischt der 
Versicherungsschutz. 
 
Der Selbstbehalt wird durch die Vermögenseigenschadenversicherung abgedeckt. 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans 
gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt worden? 

Auskunftsgemäß gab es keine Meldungen über Interessenkonflikte. 

Vermögens- und Finanzlage 

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

a) Besteht im wesentlichen Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen? 

Offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen besteht nach unseren Erkenntnissen nicht. 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 

Im Bereich der Forderungen existieren hohe Bestände, denen korrespondierende Verbindlichkei-
ten gegenüberstehen. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den bilan-
ziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensgegenstände we-
sentlich beeinflusst wird? 

Hierfür haben sich im Rahmen der Prüfung keine Anhaltspunkte ergeben. 
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Fragenkreis 12: Finanzierung 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zusam-
men? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsverpflichtun-
gen finanziert werden? 

Zum 31. Dezember 2023 bestehen keine Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen. Es wurden 
keine Kredite in Anspruch genommen. 
 
Es erfolgte auch keine Inanspruchnahme eines Liquiditäts-/Kassenkredites. 
 
Die zur Finanzierung der Aufgaben der Anstalt erforderlichen Mittel werden vom Lahn-Dill-Kreis 
durch die Weiterleitung der Mittel vom Bund, Land und sonstiger Förderleistungen und des vom 
Lahn-Dill-Kreis zu erbringenden kommunalen Anteils bereitgestellt. 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kreditaufnah-
men wesentlicher Konzerngesellschaften? 

Da ein Konzern nicht vorliegt, entfällt auch eine Beurteilung der Konzernfinanzlage.  
 
Die Finanzierung der Anstalt ist durch den Lahn-Dill-Kreis sowie Bund und Land (Fördermittel zur 
regionalisierten Arbeitsmarktförderung) gewährleistet. 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garantien der 
öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbundenen 
Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden? 

Die Anstalt finanziert sich ausschließlich aus Mitteln des Bundes, des Landes und des Lahn-Dill-
Kreises. 
 
Neben den Transferleistungen an die Bedarfsgemeinschaften werden die mit der Anstalt verbun-
denen Kosten vom Bund und Lahn-Dill-Kreis übernommen. 
 
Im Rahmen unserer Prüfung ergaben sich keine Anhaltspunkte, dass die damit verbundenen Ver-
pflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden.  

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstattung? 

Es ist kritisch anzumerken, dass die Anstalt bereits zur Eröffnungsbilanz erheblich unterfinanziert 
war. 
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Angesichts der geleisteten Vorschüsse vom Bund, dem Land Hessen und dem Lahn-Dill-Kreis für 
den Bedarf finanzieller Mittel zur Erledigung der Aufgaben nach SGB II, sind bei der Anstalt keine 
Finanzierungsprobleme auf Grund einer eventuell zu niedrigen Eigenkapitalausstattung zu erwar-
ten. 
 
Da sich die Anstalt nicht in einer Wettbewerbssituation befindet, ist eine Ausstattung mit Eigen-
kapital nicht zwingend erforderlich, sie sollte aber auch nicht dauerhaft negativ sein. 
 
Im Übrigen haftet der Anstaltsträger für die Verbindlichkeiten der Anstalt gegenüber Dritten (Gläu-
biger der Anstalt) im Rahmen der Gewährträgerhaftung unbeschränkt, soweit das Vermögen der 
Anstalt hierfür nicht ausreicht (§ 126a Abs. 4 HGO). 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der wirt-
schaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

Ja. 

Ertragslage 

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/Konzern-
unternehmen zusammen? 

Unter Berücksichtigung von § 92 Abs. 6 HGO ist der Haushalt in der Rechnung ausgeglichen, wenn 
die Ergebnisrechnung im ordentlichen Ergebnis ausgeglichen ist. 
 
Im Berichtsjahr konnten die ordentlichen Erträge die ordentlichen Aufwendungen nicht decken. 
Das Verwaltungsergebnis aus der Summe der ordentlichen Erträge und ordentlichen Aufwendun-
gen ergab einen Fehlbetrag in Höhe von TEUR 342. 
 
Wir weisen darauf hin, dass auf Grund der Finanzierung des Jobcenters die stetige Aufgaben-er-
füllung nach § 92 Abs. 1 Satz 1 HGO uneingeschränkt gewährleistet ist. 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 

Auf das Jahresergebnis hatten diverse Faktoren Einfluss, jedoch kein herausgehobener Vorgang, 
der das Ergebnis maßgeblich beeinflusst hat. Vielmehr verfestigt sich im Jahr 2023 der Trend, 
dass die Anforderungen an die Jobcenter sich wandeln, die Finanzierung der Jobcenter dieser Ent-
wicklung aber nicht nachkommt. 
 
Vermehrte Kosten bei den Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen sind teils inflationsbe-
dingt, insbesondere jedoch die spieglbildliche Darstellung der neuen bzw. sich beschleunigten 
Anforderungen an unserer Arbeit. Exemplarisch dafür steht das Thema Digitalisierung. Die 
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externen Dienstleitungen im IT-Bereich sind auch dadurch gekennzeichnet, dass sich die erhöhte 
Nachfrage am Markt auf Preise und Verfügbarkeit auswirken. Steigende Kosten führen im Bereich 
der Verwaltungskosten nicht zu Mehreinnahmen bei den Bundesmittel, da die pro VZÄ durch den 
Bund zu erstattenden Pauschalen seit dem Jahr 2014 nicht mehr angepasst worden sind. Ein In-
flationsausgleich oder eine Anpassung an marktübliche Veränderungen ist also nicht erfolgt. 
 
Wir sehen uns unter diesen Bedingungen nach einigen wirtschaftlich guten Jahren an einem Wen-
depunkt angekommen. Die gestiegenen Anforderungen an die Art und Weise, wie wir unsere Ar-
beit auszuführen haben, kollidieren mit dem Kostendruck und den geringeren Einnahmen. Die 
Unterfinanzierung ist dabei strukturell bedingt. In Vorjahren stand paradoxerweise genügend 
Budget zur Verfügung, welches wir nach der Abrechnungslogik dennoch nicht vollumfänglich ab-
rufen konnten. Für die kommenden Jahre plant der Bund eine Reduzierung der zur Verfügung ste-
henden Budgets.   
 
Es besteht ein direkter Zusammenhang zwischen den operativen Personalkosten, der konkreten 
Budgetausstattung des Bundes sowie dem Jahresergebnis. Für das Jahr 2023 konnten jedoch 
nicht alle Bundesmittel nach den Vorgaben der KoA-VV abgerufen werden. Zur Verbesserung der 
Ertragslage wäre eine weitere Umschichtung innerhalb der Bundesbudgets zudem nicht möglich 
gewesen. 
 
Ohne einen Inflationsausgleich bei den zugewiesenen Bundesmitteln sowie einer grundhaft ver-
nünftigen Budgetausstattung oder anderen Anpassungen an der Art und Weise der Finanzierung 
der Jobcenter, wird auch in Folgejahren der Haushaltsausgleich zunehmend schwieriger. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbeziehun-
gen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu unangemesse-
nen Konditionen vorgenommen werden? 

Hierzu haben sich keine Anhaltspunkte ergeben. 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 

Entfällt; es besteht keine Konzessionsabgabeverpflichtung. 

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung 
waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 
 
Entfällt, da bei einem Jobcenter per se kein strukturelles Defizit vorliegen kann. Ziel der Anstalt ist 
die ordnungsgemäße Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben mit den ihr hierfür bereitgestellten 
Finanzierungsmitteln unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit. 
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b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche Maß-
nahmen handelt es sich? 

Vergleiche Antwort zu Frage 15a). 

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der Ertrags-
lage 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

Vergleiche Antwort zu Frage 14 b). 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des Unter-
nehmens zu verbessern? 

Im Falle einer Verlustsituation sollten die Ursachen identifiziert und geprüft werden, ob aus Sicht 
der Anstalt Konsolidierungspotentiale erschlossen werden können und/oder die Finanzierung im 
Bereich der Verwaltungskosten durch Dritte verbessert werden kann. 
 
Vergleiche Antwort zu Frage 14 b). 
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